
Landesgartenschau (LAGA) und Internati-
onale Bauausstellung (IBA) sind inzwi-
schen in die Stadtgeschichte eingegan-
gen. Welcher Tag wäre besser geeignet, 
um Rückschau zu halten und nach vorn zu 
blicken als der Tag der offenen Tür der 
Stadt Aschersleben? Er findet traditions-
gemäß am Sonntag nach der Preisverlei-
hung der Stadt Aschersleben statt. Im 
nächsten Jahr also am 9. Januar 2011. Al-
le Aschersleber und ihre Gäste sind herz-
lich zu dieser besonderen Veranstaltung, 
die um 14.00 Uhr mit den traditionellen 
Busrundfahrten beginnt, eingeladen. 

Wie geht es weiter in den Parks? Herrenbreite, 
Bestehornpark, Stadtpark, Rosarium, Eine-Terras-
se und Promenadenring sind nun Teil der „Garten-
träume – Historische Parks in Sachsen-Anhalt“, ein 
touristisches Netzwerk des Landes. Im September 
beschloss der Stadtrat die Zusammenfassung der 
städtischen Kultur- und Freizeiteinrichtungen, der 
Parks und Gärten und des touristischen Geschäfts 
in der Aschersleber Kulturanstalt, einer Anstalt öf-
fentlichen Rechts. 

„Wir wollen die Bürger informieren, wie es nach 
diesen Großereignissen und besonderen Kraftan-
strengungen der vergangenen Jahre in der Stadt 
Aschersleben weitergeht“, sagt Oberbürgermeis-
ter Andreas Michelmann. 

Ein Signal möchte die Stadt an diesem Tag schon 
einmal aussenden: Der Schwung, den der Tourismus 
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im Landesgartenschaujahr bekommen hat, soll ge-
nutzt und ausgebaut werden. Aus diesem Grund 
eröffnet am 9. Januar 2011 auch die neue Tourist-
Information der Stadt in den Räumen des Bestehorn-
hauses gegenüber der Post. Die Mitarbeiter erwar-
ten die Gäste mit Musik und einem Glühweinstand.  

Natürlich können sich die Aschersleber und ihre 
Gäste an diesem Tag auch wieder in den weichen 
Bussitzen zurücklehnen, denn die traditionellen 
Busrundfahrten zu den wichtigsten Investitionsob-
jekten sind wie immer fester Programmpunkt. 

Weiter auf Seite 17

Sechs Busse stehen am 7. Januar 2011 um 14.00 Uhr am Busbahnhof für die Aschersleber und ihre Gäste 
zur Verfügung. Mitarbeiter der Stadt erläutern auf der Fahrt die wichtigsten Eckdaten der aktuellen Stadt-
entwicklung. 
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Vorlage V/0223/10
Fortschreibung des Haushaltskonsolidie-

rungskonzeptes   

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010 die Fortschreibung des Haushaltskon-
solidierungskonzeptes.

Vorlage V/0270/10
Errichtung der Anstalt öffentlichen Rechts 

(AöR) „Aschersleber Kulturanstalt“

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010:
1.	� Die Errichtung der „Aschersleber Kulturan-

stalt“ als Anstalt öffentlichen Rechts mit Wir-
kung zum 01.01.2011.

2.	� Die Verschmelzung der Kultur- und Freizeitbe-
reiche Zoo/Planetarium, Bestehornhaus, 
Museum/Kriminalpanoptikum und histori-
sches Archiv der Stadt Aschersleben sowie  
Tourismus und die Verwaltung der ehemali-
gen Landesgartenschauflächen einschließ-
lich der Grünflächen Promenade, Auf der 
Alten Burg und Zoo im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge sowie die Übertragung der 
erforderlichen Vermögenswerte und Verbind-
lichkeiten.

3.	� Die als Anlage 1 beigefügte Satzung der An-
stalt öffentlichen Rechts „Aschersleber Kultur-
anstalt“.

4.	� Der in der Anstalt öffentlichen Rechts zu bil-
dende Verwaltungsrat besteht aus 8 Mitglie-
dern des Stadtrates der Stadt Aschersleben 
und dem Oberbürgermeister der Stadt 
Aschersleben als vorsitzendem Mitglied des 
Verwaltungsrates sowie 2     Beschäftigtenver-
tretern der Anstalt.

5.	� Den in der Anlage 3 beigefügten Wirtschafts-
plan 2011.

6.	� Die in der Anlage 4 dargestellten Zuschüsse 
für die Anstalt.

7.	� Bei wesentlichen Änderungen von den in der 
Vorlage dargestellten Rahmenbedingungen 
erfolgt eine erneute Beschlussfassung dazu 
im Stadtrat.

8.	� Der Oberbürgermeister wird beauftragt und 

ermächtigt, die erforderlichen Erklärungen 
abzugeben sowie im Besonderen die vorge-
nannten Verträge zu unterzeichnen.

Satzung der Stadt Aschersleben für die
Anstalt des öffentlichen Rechts
„Aschersleber Kulturanstalt“ 

Aufgrund von § 6 Abs. 1 Satz 1, § 44 Abs. 3 
Ziffer 9, § 116 der Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. August 2009 
(GVBl. LSA 2009, S. 383 ff.) i. V. m. § 2 des 
Gesetzes über die kommunalen Anstalten des 
öffentlichen Rechts (AnstG) vom 3. April 2001, in 
den jeweils geltenden Fassungen, hat der Stadt-
rat der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 
01. Dezember 2010 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1 
Name, Sitz, Stammkapital

1.	� Die Aschersleber Kulturanstalt ist eine selbst-
ständige Einrichtung der Stadt Aschersleben 
in der Rechtsform einer Anstalt des öffent- 
lichen Rechts (§ 116 GO LSA i. V. m. § 1 
AnstG, § 1 AnstVO). Sie wird auf der Grund-
lage der gesetzlichen Vorschriften und den 
Bestimmungen dieser Satzung geführt.

2.	� Die Anstalt führt den Namen „Aschersleber 
Kulturanstalt“ mit dem Zusatz Anstalt des öf-
fentlichen Rechts (AöR). Sie tritt unter diesem 
Namen im gesamten Geschäfts- und Rechts-
verkehr auf. Die Kurzbezeichnung lautet 
„AKA“.

3.	� Die Anstalt hat ihren Sitz in der Stadt Aschers-
leben, Hecknerstraße 6, 06449 Aschersle-
ben.

4.	� Der Anstalt werden die erforderlichen Grund-
stücke oder Liegenschaften übertragen. 

5.	� Das Stammkapital setzt sich zusammen aus 
25.000,00 Euro Bareinlagen und noch zu 
bewertenden Sacheinlagen.

§ 2 
Gegenstand der Anstalt

1.	 Gegenstand der Anstalt sind
	 a.	� Betrieb und Verwaltung der Kultur- und 

Freizeitbereiche Zoo/Planetarium, Beste-
hornhaus, Museum/Kriminalpanoptikum 
und historisches Archiv der Stadt Aschers-
leben sowie des Tourismus in der Stadt 
Aschersleben.

	 b.	� Betrieb und Verwaltung der ehemaligen 
Flächen der Landesgartenschau Aschers-
leben 2010, einschließlich der Grünflä-
chen Promenade, Auf der Alten Burg und 
Zoo (Parks und Gärten).

	 c.	� Kultur- und Veranstaltungsmanagement 
und damit eine anspruchsvolle und nach-
haltige Vermarktung und Präsentation 
der Stadt Aschersleben durch die unter a. 
und b. genannten Einrichtungen und Flä-
chen der Stadt Aschersleben. Diese Ein-
richtungen und Flächen sind unter den 
bekannten und etablierten Namen „Zoo/
Planetarium“, „Bestehornhaus“, „Muse-
um/Kriminalpanoptikum“ weiter zu füh-
ren. Die neuen Namen „historisches Ar-
chiv“ sowie „Parks und Gärten“ sind zu 
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entwickeln und ebenfalls zu etablieren  
Mit der Entwicklung des Namens „Parks 
und Gärten“ ist die Pflege und Aufrecht-
erhaltung der Markensäule „Gartenträu-
me“ des Landes Sachsen-Anhalt verbun-
den.

	 d.	� Zusammenarbeit mit den anderen Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen in der Stadt 
Aschersleben und soweit dies möglich ist, 
Sicherstellung einer sinnvollen Terminko-
ordination mit diesen Einrichtungen, um 
ganzjährig ein anspruchsvolles Angebot 
für die Einwohner der Stadt Aschersleben 
und deren Besuchern vorhalten zu kön-
nen.

	 e.	� Weiterführung der von der Stadt Aschers-
leben zu den unter a. und b. genannten 
Einrichtungen und Flächen abgeschlosse-
nen Verträge, soweit dies rechtlich zuläs-
sig ist. Gegebenfalls sind mit Zustimmung 
der Stadt Aschersleben neue Verträge ab-
zuschließen, die den vorhandenen Verträ-
gen inhaltlich entsprechen.

	 f.	� Unentgeltliche Bereitstellung von Informa-
tionen der Anstalt, die von der Stadt 
Aschersleben insbesondere zur Erledi-
gung von hoheitlichen Aufgaben benötigt 
werden.

	 g.	� Unentgeltliche Überlassung von Einrich-
tungen und Flächen soweit diese von der 
Stadt zur Erledigung hoheitlicher Aufga-
ben benötigt werden (z. B. Durchführung 
von Bürgeranhörungen). Die Überlassung 
erfolgt nach entsprechender Absprache 
mit der Anstalt.

2.	� Die Anstalt kann die in Abs. 1 bezeichneten 
Aufgaben unter den jeweils geltenden ge-
setzlichen Voraussetzungen auch für andere 
kommunale Körperschaften wahrnehmen.

3.	� Die Anstalt ist berechtigt, an Stelle der Stadt 
Aschersleben Satzungen für das gemäß § 2 
Abs. 1 übertragene Aufgabengebiet zu erlas-
sen. Die Stadt Aschersleben überträgt inso-
weit das ihr gemäß §§ 1, 2, 4, 5, 6, 8 und 10 
des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt (KAG) zustehende 
Recht, Gebühren, Beiträge und Entgelte im 
Zusammenhang mit der wahrzunehmenden 
Aufgabe zu erheben und zu vollstrecken.

4.	� Die Anstalt kann Beamte und Beamtinnen er-
nennen, versetzen, abordnen, befördern und 
entlassen, soweit sie hoheitliche Befugnisse 
ausübt. Dies gilt sinngemäß, allerdings ohne 
die zuvor genannte Einschränkung, auch für 
Arbeitnehmer. Die Regelungen des Landes-
gleichstellungsgesetzes gelten entspre-
chend.

§ 3 
Organe

1.	 Organe der Anstalt sind
	 a.	 der Vorstand (§ 4) und
	 b.	 der Verwaltungsrat (§ 5)
2.	� Die Anstalt wird von einem Vorstand in eige-

ner Verantwortung geleitet. Der Vorstand ver-
tritt die Anstalt gerichtlich und außergericht-
lich. Die Stadt Aschersleben hat darauf hinzu-
wirken, dass jedes Vorstandsmitglied vertrag-
lich verpflichtet wird, die ihm im Geschäftsjahr 
jeweils gewährten Bezüge im Sinne des § 
285 Satz 1 Nr. 9 Buchst. a des Handelsge-
setzbuches der Stadt Aschersleben jährlich 

zur Veröffentlichung mitzuteilen. § 286 Abs. 
4 des Handelsgesetzbuches findet sinnge-
mäß Anwendung.

3.	� Die Geschäftsführung des Vorstandes wird 
von einem Verwaltungsrat überwacht. Der 
Verwaltungsrat bestellt die Vorstandsmitglie-
der auf höchstens fünf Jahre; eine erneute 
Bestellung ist zulässig.

4.	� Die Mitglieder der Organe des Kommunal-
unternehmens haben über alle vertrauli-
chen Angaben und Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse des Unternehmens Ver-
schwiegenheit zu wahren. Diese Pflicht be-
steht auch nach ihrem Ausscheiden fort. Sie 
gilt nicht gegenüber den Organen der 
Stadt Aschersleben und den mit der örtli-
chen und der überörtlichen Prüfung beauf-
tragten Stellen.

5.	� Die Befangenheitsvorschriften des § 31 GO 
LSA geltend entsprechend.

§ 4 
Der Vorstand

1.	 Der Vorstand besteht aus einem Mitglied.

2.	� Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, 
haben die Vorstandsmitglieder mit der Sorg-
falt ordentlicher Geschäftsleute vertrauens-
voll und eng zum Wohl des Kommunalunter-
nehmens zusammenzuarbeiten. Alle Vor-
standsmitglieder sind nur gemeinschaftlich 
zur Vertretung des Kommunalunternehmens 
befugt.

3.	� Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf 
die Dauer von höchstens fünf Jahren bestellt; 
eine erneute Bestellung ist zulässig.

4.	� Der Vorstand leitet die Anstalt eigenverant-
wortlich, soweit nicht gesetzlich oder durch 
diese Satzung etwas anderes bestimmt ist.

5.	� Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich.

6.	� Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über 
alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unter-
richten und auf Anforderung dem Verwal-
tungsrat über alle Angelegenheiten der An-
stalt Auskunft zu geben.

7.	� Die Stadt und der Verwaltungsrat sind unver-
züglich zu unterrichten, wenn Sachverhalte 
eintreten, die finanzielle Auswirkungen auf 
den Haushalt der Stadt haben.

8.	� Der Vorstand ist auch zuständig für sämtliche 
beamtenrechtlichen Entscheidungen sowie 
sämtliche arbeitsrechtlichen Entscheidungen 
gegenüber den Beschäftigten einschließlich 
deren Einstellung nach Maßgabe des vom 
Verwaltungsrat genehmigten Wirtschafts-
plans und dem diesen beigefügten Stellen-
plan.

§ 5 
Der Verwaltungsrat

1.	� Der Verwaltungsrat besteht aus dem vorsit-
zenden Mitglied, weiteren acht Mitgliedern 
sowie zwei bei der Anstalt beschäftigten Per-
sonen.

2.�	� Die Beschäftigtenvertreter nehmen mit bera-
tender Stimme an den Sitzungen des Verwal-
tungsrates teil.

3.	� Den Vorsitz im Verwaltungsrat führt der Ober-
bürgermeister der Stadt Aschersleben. Die 
weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates 

sind Mitglieder des Stadtrates der Stadt 
Aschersleben.

4.	� Die Mitglieder des Verwaltungsrates mit Aus-
nahme des Oberbürgermeisters, werden vom 
Stadtrat der Stadt Aschersleben für fünf Jahre 
bestellt. Die Amtszeit von Mitgliedern des Ver-
waltungsrates die dem Stadtrat angehören, 
endet mit dem Ende der Wahlzeit oder dem 
vorzeitigen Ausscheiden aus dem Stadtrat 
der Stadt Aschersleben. 

	� Die Mitglieder des Verwaltungsrates können 
in besonders begründeten Fällen jederzeit mit 
zwei Drittel Mehrheit der Mitglieder des 
Stadtrates der Stadt Aschersleben abberufen 
werden. Die Mitglieder des Verwaltungsrates 
üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen 
Mitglieder weiter aus.

5.	� Stimmberechtigte Mitglieder des Verwal-
tungsrates können nicht sein

	 a.	� Beamte und hauptberufliche Angestellte 
der Anstalt,

	 b.	� leitende Beamte und leitende Angestellte 
von juristischen Personen oder sonstigen 
Organisationen des öffentlichen Rechts 
oder des Privatrechts, an denen die An-
stalt mit mehr als 50 v. H. beteiligt ist,

	 c.	� Beamte und Angestellte der Kommunal-
aufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Auf-
gaben der Aufsicht über die Anstalt be-
fasst sind.

6.	� Vorstandsmitgliedern gegenüber vertritt das 
vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats das 
Kommunalunternehmen gerichtlich und au-
ßergerichtlich. Es vertritt das Kommunalunter-
nehmen auch, wenn noch kein Vorstand vor-
handen oder der Vorstand handlungsunfähig 
ist.

7.	� Der Verwaltungsrat entscheidet neben der 
Bestellung der Vorstandmitglieder über

	 a.	� den Erlass von Satzungen gemäß § 2 
Abs. 3,

	 b.	� die Feststellung des Jahresabschlusses,
	 c.	 die Ergebnisverwendung, 
	 d.	 den Wirtschaftsplan,
	 e.	� die Festsetzung allgemein geltender Tarife 

und Entgelte für die Leistungsnehmer,
	 f.	� die Beteiligung der Anstalt an anderen 

Unternehmen,
	 g.	 die Bestellung des Abschlussprüfers.
	 h.	� Im Fall von Buchst. a. bis c. unterliegt der 

Verwaltungsrat den Weisungen des Stadt-
rats der Stadt Aschersleben. Die Abstim-
mung entgegen der Weisung berührt die 
Gültigkeit des Beschlusses des Verwal-
tungsrates nicht.

8.	� Die ehrenamtlichen Mitglieder des Verwal-
tungsrates erhalten eine Entschädigung für 
die Teilnahme an dessen Sitzungen entspre-
chend den Regelungen für die Sitzungsteil-
nahme an Ausschüssen des Stadtrates der 
Stadt Aschersleben.

§ 6 
Einberufung und Beschlüsse des  

Verwaltungsrats

1.	� Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche Einla-
dung des vorsitzenden Mitglieds des Verwal-
tungsrats zusammen. Die Einladung muss Ta-
gungszeit und -ort sowie die Tagesordnung 
angeben. Sie muss den Mitgliedern des Ver-
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waltungsrats spätestens am siebten Tag vor 
der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen 
kann die Frist bis auf 24 Stunden verkürzt 
werden.

2.	� Der Verwaltungsrat ist mindestens einmal im 
Vierteljahr einzuberufen. Er muss außerdem 
einberufen werden, wenn dies ein Viertel 
der Mitglieder des Verwaltungsrats unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes bean-
tragt.

3.	� Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden 
vom vorsitzenden Mitglied des Verwaltungs-
rats geleitet.

4.	� Der Verwaltungsrat entscheidet regelmäßig 
durch Beschlüsse in Sitzungen. Er ist be-
schlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord-
nungsgemäß geladen sind, und das vorsit-
zende Mitglied und die Hälfte der übrigen 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sind.

5.	� Eine Vertreterin oder ein Vertreter der Be-
schäftigten soll ebenfalls bei den Sitzungen 
anwesend sein.

6.	� Der Verwaltungsrat gilt als beschlussfähig, 
solange seine Beschlussunfähigkeit nicht fest-
gestellt ist.

7.	�� Über andere als in der Einladung angegebe-
ne Beratungsgegenstände darf nur dann ein 
Beschluss gefasst werden, wenn die Angele-
genheit dringlich ist, der Verwaltungsrat der 
Verhandlung mehrheitlich zustimmt und sämt-
liche Mitglieder des Verwaltungsrats anwe-
send sind, und kein Mitglied der Behandlung 
widerspricht.

8.	� Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal 
zur Verhandlung über denselben Gegen-
stand zusammengerufen, so ist er ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig. Bei der zweiten Ladung muss 
auf diese Folge ausdrücklich hingewiesen 
werden.

9.	� Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst, sofern gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. Stimmenthaltungen sind 
zulässig. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt.

10.	� Über die vom Verwaltungsrat gefassten Be-
schlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. 
Diese wird vom Vorsitzenden unterzeichnet 
und dem Verwaltungsrat in der nächsten Sit-
zung zur Genehmigung vorgelegt.

11.	� Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts-
ordnung.

§ 7 
Stadtrat

Bei Entscheidungen der Organe der Anstalt von 
grundsätzlicher Bedeutung ist die Zustimmung des 
Stadtrates erforderlich. Dazu gehören insbeson-
dere:
a.	� die Gründung, der Erwerb und die Veräuße-

rung von Unternehmen und Beteiligungen,
b.	 Änderungen der Anstaltssatzung,
c.	 Veräußerung von Betriebszweigen,
d.	 �die Entscheidung über die Auflösung der 

Anstalt. (Im Falle der Auflösung geht das Ver-
mögen der Anstalt im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge auf die Stadt Aschersleben 
über).

§ 8 
Verpflichtungserklärungen

1.	� Alle Verpflichtungserklärungen bedürfen der 
Schriftform; die Unterzeichnung erfolgt unter 
dem Namen „Aschersleber Kulturanstalt“ 
durch den Vorstand, im Übrigen durch jeweils 
Vertretungsberechtigte.

2.	� Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung 
eines Vertretungszusatzes, seine Stellvertreter 
mit dem Zusatz „In Vertretung“, andere Ver-
tretungsberechtigte mit dem Zusatz „Im Auf-
trag“.

§ 9 
Wirtschaftsführung und Jahresab-

schluss

1.	� Die Anstalt ist unter Beachtung des öffentli-
chen Zwecks unter sparsamen und wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten zu führen. Im Übrigen 
gelten die Vorschriften des § 90 GO LSA 
entsprechend.

2.	� Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den 
Lagebericht und die Erfolgsübersicht inner-
halb von drei Monaten nach Ende des Wirt-
schaftsjahres aufzustellen und dem Verwal-
tungsrat nach Durchführung der Abschluss-
prüfung, die innerhalb von neun Monaten 
nach dem Ende des Wirtschaftsjahres erfol-
gen soll, zur Feststellung vorzulegen und der 
Stadt Aschersleben zuzuleiten. 

	� Der Beschluss über die Feststellung des Jah-
resabschlusses wird zusammen mit dem Er-
gebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes sowie der beschlosse-
nen Verwendung des Jahresüberschusses 
oder der Behandlung des Jahresfehlbetrages 
öffentlich bekannt gemacht. Im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung ist die Ordnungsmä-
ßigkeit der Vorstandstätigkeit zu prüfen und 
über die wirtschaftlich bedeutsamen Sachver-
halte gemäß §53 Haushaltsgrundsätzege-
setz zu berichten. 

	� Den zuständigen Rechnungsprüfungsbehör-
den werden im Übrigen die in §54 Haushalts-
grundsätzegesetz vorgesehenen Befugnisse 
eingeräumt.

3.	� Für die Aufstellung, Feststellung und Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
sind die für Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des Dritten Buches des HGB ent-
sprechend anzuwenden, sofern nicht weiter-
gehende gesetzliche Vorschriften gelten oder 
andere gesetzliche Vorschriften entgegenste-
hen.

4.	� Die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes sind Bestandteil der örtlichen 
Prüfung gemäß § 125 GO LSA.

§ 10 
Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsplan

1.	� Das Wirtschaftsjahr der Anstalt ist das Kalen-
derjahr.

2.	� Der Vorstand stellt in Anwendung der An-
staltsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
vor Beginn des Wirtschaftsjahres einen Wirt-
schaftsplan auf. Der Wirtschaftsführung ist 
eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu 
legen. Der Wirtschaftsplan umfasst den Ver-
mögens-, den Erfolgsplan und die Stellen-
übersicht.

3.	� Für Leistungen, die den Haushalt der Stadt 
Aschersleben belasten, ist vor Aufstellung des 
Wirtschaftsplanes Einvernehmen über die 
jährlichen Kosten mit der Stadt Aschersleben 
herzustellen.

4.	� Der vom Vorstand aufgestellte Wirtschafts-
plan sowie der Finanzplan sind rechtzeitig 
vor Beginn eines Jahres dem Stadtrat der 
Stadt Aschersleben und dem Verwaltungsrat 
zur Kenntnis zu geben.

§ 11 
Öffentliche Bekanntmachungen

Die öffentlichen Bekanntmachungen der Anstalt 
erfolgen, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, nach den entsprechenden Regelungen 
der Hauptsatzung der Stadt Aschersleben in der 
jeweils geltenden Fassung.

§ 12 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser 
Satzung gelten jeweils in weiblicher und männli-
cher Form.

§ 13 
Inkrafttreten

Die Anstalt entsteht mit Inkraftsetzung dieser  
Satzung zum 01.01.2011.

Aschersleben, den 06. Dezember 2010

Andreas Michelmann	 Dienstsiegel
Oberbürgermeister

Vorlage V/0230/10
Jahresabschluss zum 31.12.2009 

der VWG Wohnungsgesellschaft mbH  
Vorharzer Heimstätte

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010, dass der der Oberbürgermeister er-
mächtigt wird, in der Gesellschafterversammlung 
der VWG Wohnungsgesellschaft mbH „Vorhar-
zer Heimstätte“ 
a)	� den Jahresabschluss zum 31.12.2009 festzu-

stellen,
b)	� die Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 

2009 zu entlasten und 
c)	� dafür zu stimmen, dass der Jahresfehlbetrag 

in Höhe von 40.676,51 Euro auf neue Rech-
nung vorgetragen wird. 

Vorlage V/0231/10
Jahresabschluss zum 31.12.2009 

der Seeland Gesellschaft für 
Tagebauentwicklung mbH

	
Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010, dass der Oberbürgermeister ermäch-
tigt wird, in der Gesellschafterversammlung der See-
land Gesellschaft für Tagebauentwicklung mbH
a)	� den Jahresabschluss zum 31.12.2009 festzu-

stellen,
b) 	� den Aufsichtsrat und den Geschäftsführer für 

das Geschäftsjahr 2009 zu entlasten und 
c)	� dafür zu stimmen, dass der Jahresüberschuss 

in Höhe von 2.666,06 EUR auf neue Rech-
nung vorgetragen wird. 
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Vorlage V/0233/10
Jahresabschluss vom 31.12.2009 des 

Eigenbetriebes Bauwirtschaftshof der 
Stadt Aschersleben

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010:
1.	� Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 wird 

festgestellt.
2.	� Das Jahresergebnis in Höhe von 11.416,86 

EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.
3.	� Der Betriebsleitung wird für das Geschäfts-

jahr 2009 Entlastung erteilt.

Vorlage   V/0232/10
Jahresabschluss zum 31.12.2009 des 

Eigenbetriebes Abwasserentsorgung der 
Stadt Aschersleben

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010:
a) 	� Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 wird 

festgestellt. 
b) 	� Das Jahresergebnis in Höhe von 106.270,03 

EUR wird mit einem Betrag von 61.239,36 
EUR an die Stadt Aschersleben abgeführt 
und mit 45.030,67 EUR auf neue Rechnung 
vorgetragen.

c)	� Der Betriebsleitung wird für das Geschäfts-
jahr 2009 Entlastung erteilt. 

Vorlage V/0266/10
Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 

2009 der Gemeinde Schackstedt 

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010:
1.	� Der Stadtrat der Stadt Aschersleben be-

schließt die Jahresrechnung 2009 der Ge-
meinde Schackstedt.

2.	� Der Stadtrat der Stadt Aschersleben entlastet 
den Bürgermeister der Gemeinde Schackstedt 
für die Haushaltsführung des abgelaufenen 
Haushaltsjahres 2009.

Jahresrechnung der Gemeinde 
Schackstedt für das Haushaltsjahr 2009
						    
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner  
Sitzung am 01.12.2010 die Jahresrechnung der 
Gemeinde Schackstedt 2009 beschlossen und 
den Bürgermeister der Gemeinde Schackstedt für 
die Haushaltsführung des abgelaufenen Haus-
haltsjahres 2009 entlastet.		
Das Ergebnis der Jahresrechnung 2009:		
Soll-Einnahmen Verwaltungshaushalt		

336.692,43 EUR
Soll-Einnahmen Vermögenshaushalt		

47.076,32 EUR
			 
Summe Soll-Einnahmen	 383.768,75 EUR
+  Neue Haushaltseinnahmereste� 0,00 EUR
./.  Abgang alter Haushaltseinnahmereste	
	�  0,00 EUR
./.  Abgang alter Kasseneinnahmereste		
� 854,35 EUR
			 
Summe bereinigte Soll-Einnahmen		
� 382.914,40 EUR

Soll-Ausgaben Verwaltungshaushalt		
� 335.838,08 EUR
Soll-Ausgaben Vermögenshaushalt		
� 47.076,32 EUR
			 
Summe Soll-Ausgaben� 382.914,40 EUR
+  Neue Haushaltsausgabereste		
	 Verwaltungshaushalt� 0,00 EUR
	 Vermögenshaushalt	�  0,00 EUR
./.  Abgang alter Haushaltsausgabereste		
	 Verwaltungshaushalt� 0,00 EUR
	 Vermögenshaushalt� 0,00 EUR
./.  Abgang alter Kassenausgabereste�0,00 EUR
			 
Summe bereinigte Soll-Ausgaben		
� 382.914,40 EUR
			 
Unterschied bereinigte Soll-Einnahmen 
abzüglich	bereinigter Soll-Ausgaben 
(Fehlbetrag)		�   0,00 EUR
					   
Die Jahresrechnung 2009 liegt gemäß § 108 
Abs. 5 GO LSA in der Zeit vom 10. Januar 2011 
bis einschließlich 18. Januar 2011 im Rathaus,  
Markt 1,  Zimmer 2.37, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten, öffentlich aus.		

Vorlage V/0265/10
Teilnahme am Programm der 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt zur
Teilentschuldung der kommunalen 

Finanzhaushalte 
(Sachsen-Anhalt STARK II)

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010:
1.	 �Der Oberbürgermeister wird ermächtigt, im Rah-

men des Programms zur Teilentschuldung der 
kommunalen Finanzhaushalte (Sachsen-Anhalt 
STARK II) Umschuldungen von Kommunaldarle-
hen, deren Zinsbindungsfristen in dem Zeitraum 
01. 03. 2010 bis 31. 12. 2014 auslaufen, vorzu-
nehmen und die mit dem Programm verbundene 
Konsolidierungspartnerschaft abzuschließen.

2.	� Der Oberbürgermeister wird darüber hinaus 
ermächtigt, die Inanspruchnahme des Förder-
programms Sachsen-Anhalt STARK II für die 
Ablösung von Darlehen, die außerhalb des 
Förderzeitraumes 2010 – 2014 liegen, bis 
zum höchstmöglichen förderfähigen Betrag 
zu beantragen. 

Vorlage V/0237/10
Satzung der Stadt Aschersleben über 

die Erhebung von einmaligen Beiträgen 
für straßenbauliche Maßnahmen 
(Straßenausbaubeitragssatzung)

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010 die  Satzung der Stadt Aschersleben 
über die Erhebung von einmaligen Beiträgen für 
straßenbauliche Maßnahmen.

Satzung der Stadt Aschersleben 
über die Erhebung von einmaligen Bei-
trägen für straßenbauliche Maßnahmen

- Straßenausbaubeitragssatzung -

Aufgrund der §§ 4, 6 und 44 Abs. 3 Ziffer 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 

(GO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung der 
Neufassung der Gemeindeordnung vom 10. 08. 
2009 (GVBl. LSA S. 383) sowie des § 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. 
LSA S. 405, jeweils in den zur Zeit geltenden Fassun-
gen, hat der Stadtrat der Stadt Aschersleben in seiner 
Sitzung am 01.12.2010 folgende Neufassung der 
Straßenausbaubeitragssatzung beschlossen:

§ 1 
Gegenstand der Satzung

(1)	� Die Stadt Aschersleben erhebt innerhalb des 
Stadtgebietes mit Ausnahme der nachfolgend 
genannten Ortschaften

			   Drohndorf
			   Freckleben
			   Mehringen
			   Groß Schierstedt
			   Klein Schierstedt
			   Neu Königsaue
			   Schackenthal
			   Schackstedt
			   Westdorf
			   Wilsleben
			   und Winningen
	 �zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstel-

lung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung der Verkehrsanlagen, für die sie 
Träger der Straßenbaulast ist, von den Beitrags-
pflichtigen im Sinne des § 10 dieser Satzung, 
denen durch die Inanspruchnahme oder Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme dieser Leistungen 
ein Vorteil (Anliegervorteil) entsteht, Beiträge 
nach Maßgabe des Kommunalabgabengeset-
zes und dieser Satzung, soweit Erschließungs-
beiträge entsprechend des Baugesetzbuches 
(BauGB) nicht erhoben werden können.

	 1.	� „Erweiterung“ ist jede flächenmäßige Ver-
größerung einer fertig gestellten Anlage 
oder deren Ergänzung durch Inanspruch-
nahme zusätzlicher, vorher nicht Straßen-
zwecken dienenden Flächen.

	 2.	 �„Verbesserung“ sind alle Maßnahmen zur 
Hebung der Funktion, Änderung der Ver-
kehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung 
des Anliegervorteils sowie der Beschaffen-
heit und Leistungsfähigkeit einer Anlage.

	 3.	� „Erneuerung“ ist die Wiederherstellung ei-
ner vorhandenen, ganz oder teilweise un-
brauchbaren, abgenutzten oder schadhaf-
ten Anlage in einen den regelmäßigen Ver-
kehrsbedürfnissen genügenden Zustand.

(2)	� In den in Absatz 1 genannten Ortschaften er-
folgt die Beitragserhebung nach Maßgabe ge-
sonderter Straßenausbaubeitragssatzungen.

§ 2 
Beteiligung der später Beitrags- 

pflichtigen

Die Stadt Aschersleben informiert die später Beitrags-
pflichtigen spätestens einen Monat vor der Entschei-
dung über die beitragsauslösenden straßenbauli-
chen Maßnahmen über Art und Umfang der Maß-
nahme sowie der zu erwartenden Kostenbelastung. 

§ 3 
Umfang des beitragsfähigen  

Aufwandes

(1)	� Zum beitragsfähigen Aufwand gehören ins-
besondere die Aufwendungen für
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	 1.	� den notwendigen Grunderwerb (ein-
schließlich der Nebenkosten), der für die 
Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung der Ver-
kehrsanlage benötigten Grundflächen, 
dazu gehört auch der Wert der hierfür 
von der Stadt aus ihrem Vermögen bereit 
gestellten Flächen (maßgebend ist der 
Wert im Zeitpunkt des Beginns der Bau-
maßnahme),

	 2.	 die Freilegung der benötigten Flächen,
	 3.	� die Herstellung, Anschaffung, Erweite-

rung, Verbesserung und Erneuerung
		  a)	�der Fahrbahn oder der Mischverkehrs-

fläche (für die gleichberechtigte Nut-
zung durch alle Verkehrsteilnehmer) 
sowie für notwendige Erhöhungen und 
Vertiefungen einschließlich der An-
schlüsse an andere Straßen sowie Auf-
wendungen und Ersatzleistungen we-
gen Veränderungen des Straßenni-
veaus; für Wege und Plätze gilt dies 
sinngemäß,

		  b)	von Randsteinen und Borde,
		  c)	�von Radwegen, Gehwegen sowie ge-

meinsamen Geh- und Radwegen,
		  d)	�von Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicher-

heitsstreifen sowie Banketten,
		  e)	�von Rinnen und anderen Einrichtungen 

für die Oberflächenentwässerung,
		  f)	� von Böschungen, Schutz- und Stützmau-

ern,
		  g)	�von Parkflächen, auch Standstreifen 

und Haltebuchten als Bestandteile der 
Anlage,

		  h)	�von Grünanlagen als Bestandteile der 
Anlage,

		  i)	 von Beleuchtungseinrichtungen.
	 4.	� Weiterhin gehören zum beitragsfähigen 

Aufwand die Kosten der Beauftragung 
Dritter mit der Planung und Bauleitung so-
wie Verwaltungskosten, die ausschließlich 
der Baumaßnahme zuzurechnen sind.

(2)	� Der Aufwand für die Fahrbahnen der Orts-
durchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreis-
straßen ist nur insoweit beitragsfähig, als die 
Fahrbahnen breiter sind, als die anschließen-
den freien Strecken.

(3)	 Nichtbeitragsfähig sind die Kosten
	 1.	� für die laufende Unterhaltung und Instand-

setzung der Verkehrsanlagen,
	 2.	� für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Stra-

ßen, die für den Schnellverkehr mit Kraft-
fahrzeugen bestimmt sind (Schnellver-
kehrsstraßen), ferner für Brücken, Tunnel 
und Unterführungen mit den dazugehöri-
gen Rampen.

§ 4 
Ermittlung des beitragsfähigen  

Aufwandes

(1)	� Der beitragsfähige Aufwand wird nach den 
tatsächlichen Aufwendungen ermittelt.

(2)	� Die Stadt ermittelt den beitragsfähigen Auf-
wand jeweils für die einzelnen Ausbaumaß-
nahmen. Sie kann den Aufwand auch hiervon 
abweichend für bestimmte Teile einer Maßnah-
me (Aufwandsspaltung) oder für einen selb-
ständig nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme 
(Abschnittsbildung) gesondert ermitteln oder 
bei seiner Ermittlung mehrere Maßnahmen zu 
einer Abrechnungseinheit zusammenfassen.

§ 5 
Anteil der Stadt und der Beitragspflichti-

gen am beitragsfähigen Aufwand

(1)	� Die Stadt trägt zur Abgeltung des öffentlichen 
Interesses den Teil des Aufwandes, der

	 a)	� auf die Inanspruchnahme der Einrichtun-
gen durch die Allgemeinheit,

	 b)	� bei der Verteilung des Aufwandes nach § 
6 auf ihre eigenen Grundstücke 

	 entfällt.
	� Der übrige Teil des Aufwandes ist von den 

Beitragspflichtigen zu tragen. Zuschüsse Drit-
ter können – soweit der Zuschussgeber nichts 
anderes bestimmt hat – hälftig zur Deckung 
des Beitrages verwendet werden.

(2)	� Der Anteil der Beitragspflichtigen am Auf-
wand beträgt:

	 1.	� Bei Anliegerstraßen, verkehrsberuhigten 
Wohnstraßen und Wohnwegen, die über-
wiegend dem Zu- und Abgangsverkehr 
der angrenzenden oder durch private Zu-
wegung mit ihnen verbundenen Grundstü-
cke dienen,

		  a)	�für Fahrbahnen, Bankette, Trenn-, Sei-
ten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Rad-
wege sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern	�  65 v. H.

		  b)	�für Rinnen und andere Einrichtungen 
der Oberflächenentwässerung, ge-
meinsame Geh- und Radwege sowie 
für Beleuchtungseinrichtungen	

	�  65 v. H.
		  c)	für Gehwege	�  65 v. H.
		  d)	�für Grünanlagen als Bestandteil der 

Anlage (nicht selbständige Grünanla-
gen)		�   60 v. H.

		  e)	�für Parkflächen (auch Standstreifen und 
Haltebuchten)	�  65 v. H.

		  f)	� im Fall des Ausbaus der Anliegerstraße 
in Form einer Mischverkehrsfläche 

		�   60 v. H.
	 2.	� Bei öffentlichen Verkehrsanlagen mit star-

kem innerörtlichen Verkehr, die der Er-
schließung von Grundstücken und gleich-
zeitig dem Verkehr innerhalb von Bauge-
bieten und innerhalb von im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen dienen, soweit 
sie nicht unter 3. einzuordnen sind (Haup-
terschließungsstraßen),

		  a)	�für Fahrbahnen, Bankette, Trenn-, Sei-
ten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Rad-
wege sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern	�  40 v. H.

		  b)	�für Rinnen und andere Einrichtungen 
der Oberflächenentwässerung, ge-
meinsame Geh- und Radwege		
		�   40 v. H.

		  c)	für Beleuchtungseinrichtungen		
� 50 v. H.
		  d)	für Gehwege	�  50 v. H.
		  e)	�für Grünanlagen als Bestandteil der 

Anlage (nicht selbständige Grünanla-
gen)		�   50 v. H.

		  f)	� für Parkflächen (auch Standstreifen und 
Haltebuchten)	�  50 v. H.

	 3.	� Bei öffentlichen Verkehrsanlagen, die über-
wiegend dem überörtlichen Durchgangs-
verkehr dienen, insbesondere Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen mit Ausnahme 
der Strecken, die außerhalb von Baugebie-
ten und von im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen liegen (Hauptverkehrsstraßen),

		  a)	�für Fahrbahnen, Bankette, Trenn-, Sei-
ten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Rad-
wege sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern	�  25 v. H.

		  b)	�für Rinnen und andere Einrichtungen 
der Oberflächenentwässerung, ge-
meinsame Geh- und Radwege sowie 
für Beleuchtungseinrichtungen	

� 30 v. H.
		  c)	�für Gehwege sowie für Grünanlagen 

als Bestandteil der Anlage (nicht selb-
ständige Grünanlagen)� 40 v. H.

		  d)	�für Parkflächen (auch Standstreifen und 
Haltebuchten)� 40 v. H.

	 4.	� Randsteine und Borde werden soweit vor-
handen der Teileinrichtung Gehweg bzw. 
dem gemeinsamen Geh- und Radweg als 
zugehörig betrachtet.

	 5.	� Bei Fußgängerzonen und beim Umbau 
von öffentlichen Einrichtungen in Fußgän-
gerzonen, die in ihrer gesamten Breite 
ausschließlich dem Fußgängerverkehr 
dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte 
Benutzung für den Anlieferverkehr mög-
lich ist� 50 v. H.

(3)	� Für in Absatz 2 nicht genannte Verkehrsein-
richtungen, insbesondere für Fußgängerge-
schäftsstraßen, verkehrsberuhigte Wohnstra-
ßen und sonstige Fußgängerstraßen werden 
die Anteile der Beitragspflichtigen am Auf-
wand im Einzelfall durch eine gesonderte 
Satzung festgesetzt.

(4)	 Im Sinne des Absatzes 3 gelten als
	 1.	 Fußgängergeschäftsstraßen:
		�  Straßen nach Abs. 2 Nr. 1 und 2, in denen 

die Frontlänge der Grundstücke mit La-
dengeschäften oder Gaststätten im Erdge-
schoss überwiegt und die zugleich in ihrer 
gesamten Breite dem Fußgängerverkehr 
dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte 
Nutzung für den Anliegerverkehr möglich 
ist;

	 2.	 Verkehrsberuhigte Bereiche:
		�  als Mischfläche gestaltete Anliegerstra-

ßen, die in ihrer ganzen Breite von Fuß-
gängern benutzt werden dürfen, jedoch 
auch mit Kraftfahrzeugen benutzt werden 
können;

	 3.	 sonstige Fußgängerstraßen:
		  �Anliegerstraßen, die in ihrer Gesamtbreite 

von Fußgängern benutzt werden dürfen, 
auch wenn eine Nutzung für den Anlieger-
verkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist.

(5)	� Im Falle von Verkehrsanlagen, die nur einsei-
tige Inanspruchnahmemöglichkeiten (Anlie-
gervorteile) vermitteln, legt die Stadt den 
nach § 5 Abs. 2 ermittelten Anteil am Auf-
wand nur zur Hälfte auf die Beitragspflichti-
gen um.

(6)	� Die Stadt kann abweichend von den Absät-
zen 2 und 5 durch Satzung den von den Bei-
tragspflichtigen zu tragenden Anteil am bei-
tragsfähigen Aufwand höher oder niedriger 
festsetzen, wenn wichtige Gründe für eine 
andere Vorteilsbemessung bei einer straßen-
baulichen Maßnahme sprechen.

§ 6 
Beitragsmaßstab

(1)	� Der nach § 5 dieser Satzung auf die Beitrags-
pflichtigen entfallende Anteil des beitrags-
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pflichtigen Aufwandes wird nach den Grund-
stücksflächen verteilt. Dabei wird die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach 
Art und Maß berücksichtigt.

(2)	� Grundstück im Sinne der nachfolgenden Re-
gelungen ist grundsätzlich das Grundstück im 
Sinne des Grundbuchrechtes. Ist ein vermes-
senes und im Bestandsverzeichnis des Grund-
buches unter einer eigenen Nummer einge-
tragenes Grundstück nicht vorhanden, so gilt 
die von dem Beitragspflichtigen zusammen-
hängend genutzte Fläche als Grundstück. Als 
für die Beitragsermittlung maßgebliche 
Grundstücksfläche gilt:

	 1.	� die gesamte Grundstücksfläche für Grund-
stücke

		  a)	�die im vollen Umfange der Bebaubar-
keit zugänglich sind, also mit ihrer ge-
samten Fläche innerhalb eines Bebau-
ungsplanes nach § 30 BauGB, inner-
halb einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB oder innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles nach § 
34 Abs. 1 BauGB liegen,

		  b)	�für die im Bebauungsplan oder in einer 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB eine 
der baulichen bzw. gewerblichen Nut-
zung vergleichbare Nutzung festge-
setzt ist, insbesondere Sport-, Fest- oder 
Campingplatz, Schwimmbad, Friedhof 
oder Kleingartengelände oder die in-
nerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tat-
sächlich so genutzt werden,

		  c)	�im Außenbereich oder die wegen ent-
sprechender Festsetzungen nur in an-
derer Weise, z. B. nur landwirtschaft-
lich, genutzt werden können,

	 2.	� für Grundstücke, die mit ihrer Fläche teil-
weise innerhalb eines Bebauungsplanes 
nach § 30 BauGB und/oder innerhalb 
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
und teilweise im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen, die Grundstücksfläche, 
die innerhalb des Bebauungsplanes und/
oder innerhalb der Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB liegt,

	 3.	 �für Grundstücke, die teilweise innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortstei-
les nach § 34 Abs. 1 BauGB und teilweise 
im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen:

		  a)	�bei Grundstücken, die an die Verkehrs-
anlage grenzen, die Gesamtfläche des 
Grundstückes, höchstens jedoch die 
Grundstücksfläche zwischen der jeweili-
gen Straßengrenze und einer dazu ver-
laufenden Linie in einer Tiefe von 50 m,

		  b)	�bei Grundstücken, die nicht unmittelbar 
an die Verkehrsanlage grenzen, mit die-
ser aber durch einen eigenen Weg oder 
durch einen rechtlich gesicherten Zu-
gang verbunden sind, die gesamte 
Grundstücksfläche, höchstens jedoch 
die Grundstücksfläche zwischen der der 
Verkehrsanlage zugewandten Grund-
stücksgrenze und einer dazu verlaufen-
den Linie in einer Tiefe von 50 m.

	 4.	� für Grundstücke, die über die tiefenmäßige 
Begrenzung nach Nr. 3 hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind, die Grund-
stücksflächen zwischen der jeweiligen Stra-
ßengrenze (Nr. 3 a) bzw. der der Verkehrs-
anlage zugewandten Grundstücksgrenze 

(Nr. 3 b) und einer hinter der übergreifen-
den Bebauung oder übergreifenden ge-
werblichen Nutzung verlaufenden Linie,

	 5.	� für Grundstücke im Sinne der Nr. 2 – 4 
gesondert die im Außenbereich befindli-
che Teilfläche,

	 6.	� für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 
BauGB), für die durch Planfeststellung ei-
ne der baulichen oder gewerblichen Nut-
zung vergleichbare Nutzung zugelassen 
ist, insbesondere Abfalldeponien, die 
Grundstücksfläche, auf die sich die Plan-
feststellung bezieht.

(3)	� Die Anzahl der Vollgeschosse ist unter Be-
rücksichtigung der Regelungen des §§ 2 Abs. 
6, 87 Abs. 2 BauO LSA i. V. m. § 20 Abs. 1 
BauNVO nach Maßgabe der nachfolgen-
den Vorschriften zu ermitteln. Für die Zahl der 
Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt:

	 1.	� bei Grundstücken, die innerhalb eines Be-
bauungsplanes oder einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB liegen, die dort fest-
gesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse; hat ein Bebauungsplan den Ver-
fahrensstand des § 33 BauGB erreicht, 
sind die dort getroffenen Festsetzungen 
maßgebend;

	 2.	� bei Grundstücken, die innerhalb eines Be-
bauungsplanes oder einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB liegen, der/die an 
Stelle der Vollgeschosse nur die Höhe der 
baulichen Anlage festsetzt, ist die Zahl der 
Vollgeschosse wie folgt zu ermitteln:

		  a)	�für Grundstücke außerhalb ausgewie-
sener Industrie- und Gewerbegebiete 
die festgesetzte höchstzulässige Höhe 
der baulichen Anlage geteilt durch 3,5. 
Bruchzahlen sind auf die nächstfolgen-
de volle Zahl aufzurunden,

		  b)	�für Grundstücke innerhalb ausgewiese-
ner Industrie- und Gewerbegebiete die 
festgesetzte höchstzulässige Höhe der 
baulichen Anlage geteilt durch 3,5. 
Bruchzahlen sind auf die nächstfolgen-
de volle Zahl aufzurunden;

	 3.	� bei Grundstücken, die innerhalb eines Be-
bauungsplanes oder einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB liegen, der/die an 
Stelle der Vollgeschosse nur die Baumas-
senzahl der baulichen Anlage festsetzt, ist 
die Zahl der Vollgeschosse zu ermitteln, 
indem die festgesetzte höchstzulässige 
Baumassenzahl durch 3,5 geteilt wird;

	 4.	 �bei Grundstücken, die außerhalb eines Be-
bauungsplanes oder einer Satzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB liegen oder für die in 
einem Bebauungsplan oder einer Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB weder die Zahl 
der Vollgeschosse noch eine Baumassen-
zahl bzw. eine zulässige Gebäudehöhe 
bestimmt sind, die Zahl der auf den Grund-
stücken der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen Vollgeschosse oder, 
soweit im Bebauungsplan oder in einer Sat-
zung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzun-
gen für diese Grundstücke erfolgt sind, die 
dort festgesetzten oder nach Nr. 2 und 3 
berechneten Vollgeschosse;

	 5.	� bei Grundstücken, die mit einer Kirche be-
baut sind, die Zahl von einem Vollge-
schoss; dies gilt für Türme, die nicht Wohn-, 
gewerblichen oder industriellen Zwecken 

oder einer freiberuflichen Nutzung die-
nen, entsprechend;

	 6.	 �bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan oder in einer Satzung nach § 34 Abs. 
4 BauGB „sonstige Nutzung“ festgesetzt 
ist oder die außerhalb von Bebauungs-
plangebieten oder einer Satzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB tatsächlich so genutzt 
werden, insbesondere als Sport-, Fest- oder 
Campingplatz, Schwimmbad, Friedhof 
oder Kleingartengelände, ist als Nutzungs-
maß ein Vollgeschoss anzusetzen;

	 7.	� bei Grundstücken, auf denen nur Gara-
gen oder Stellplätze errichtet werden dür-
fen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschos-
se oder, soweit keine Festsetzung erfolgt 
ist, die tatsächliche Zahl der Garagen- 
oder Stellplatzgeschosse, mindestens je-
doch ein Vollgeschoss;

	 8.	� für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 
BauGB) gilt:

		  a)	�die Zahl der Vollgeschosse nach der 
genehmigten oder bei nicht genehmig-
ten, aber geduldeten Bauwerken nach 
der tatsächlichen Bebauung;

		  b)	�bei Grundstücken, für die durch Plan-
feststellungsbeschluss eine der bauli-
chen Nutzung vergleichbare Nutzung 
zugelassen ist, wird – bezogen auf die 
Fläche nach Abs. 2 Nr. 6 – ein Vollge-
schoss angesetzt.

	 9.	� Wird die Zahl der nach Nr. 1 bis 8 ermit-
telten Vollgeschosse durch die tatsächlich 
vorhandenen Vollgeschosse überschritten, 
ist die Anzahl der tatsächlich vorhande-
nen Vollgeschosse der Berechnung zu 
Grunde zu legen.

	 10. ��Sind auf einem Grundstück mehrere Ge-
bäude mit unterschiedlicher Zahl von 
Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, 
gilt die bei der überwiegenden Baumas-
se vorhandene Zahl.

(4)	� Der Nutzungsfaktor, mit welchem die nach 
Abs. 2 ermittelte Grundstücksfläche unter Be-
rücksichtigung der nach Abs. 3 ermittelten 
Vollgeschosse zu vervielfältigen ist, beträgt 
im einzelnen:

	 1.	� für bebaute oder bebaubare, gewerblich 
genutzte oder gewerblich nutzbare bzw. 
industriell genutzte oder nutzbare Grund-
stücke bei 

		  a)	eingeschossiger Bebaubarkeit	�  1,00
		  b)	�für das zweite und jedes weitere zuläs-

sige Vollgeschoss	�  0,25
	 2.	� für Grundstücke mit untergeordneter Be-

bauung, z. B. Stellplatz- und Garagen-
grundstücke, bei

		  a)	eingeschossiger Bebaubarkeit	�  0,75
		  b)	�für jedes weitere zulässige Vollge-

schoss			�    0,25
	 3.	� für Grundstücke mit sonstiger Nutzung im 

Sinne des Abs. 2 Nr. 1 b
		  a)	für das erste Vollgeschoss	�  0,50
		  b)	für jedes weitere Vollgeschoss	�  0,25
	 4.	� für unbebaubare Grundstücke sowie (auch 

bebaute) Grundstücke im Außenbereich
		  a)	�Waldbestand oder wirtschaftlich nutz-

baren Wasserbestand� 0,02
		  b)	�Nutzung als Grünland, Ackerland oder 

Gartenland� 0,04
		  c)�	�bei gewerblicher Nutzung ohne Bau-

lichkeiten (z. B. Bodenabbau)� 1,00
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		  d)	�bei gewerblicher Nutzung mit Bebau-
ung, für eine Teilfläche, die sich rechne-
risch aus der Grundfläche der Baulich-
keiten geteilt durch die Grundflächen-
zahl 0,2 ergibt

			   aa) für das erste Vollgeschoss	�  1,50
			   bb) für jedes weitere Vollgeschoss	
				�     0,375
			   cc) �für die verbleibende Teilfläche ent-

sprechend lit. c)	�  1,00
		  e)	�auf denen Wohnbebauung, landwirt-

schaftliche Hofstellen oder Neben
gebäude vorhanden sind, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt

			   aa) bei eingeschossiger Bebauung	
� 1,00
			   bb) für jedes weitere Vollgeschoss	
� 0,25
(5)	� Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe-, Indust-

rie- und Sondergebieten (§ 11 BauNVO) 
wird die nach Abs. 2 bis Abs. 4 ermittelte 
Verteilungsfläche um 20 v. H. erhöht (gebiets-
bezogener Artzuschlag). Dies gilt entspre-
chend für ausschließlich gewerblich, industri-
ell oder in ähnlicher Weise genutzte Grund-
stücke in sonstigen Baugebieten. 

	� Bei teilweise gewerblich, industriell oder in 
ähnlicher Weise genutzten Grundstücken 
(gemischt genutzte Grundstücke) in sonstigen 
Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsda-
ten um 10 v. H. (grundstücksbezogener Art-
zuschlag).

(6)	� Ergeben sich bei der Ermittlung der beitrags-
pflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden diese 
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

§ 7 
Mehrfach erschlossene Grundstücke

(1)	� Bei Grundstücken, die durch zwei oder mehr 
Verkehrsanlagen im Sinne des § 1 dieser Sat-
zung erschlossen sind, wird der sich ergeben-
de Betrag im Sinne dieser Satzung für jede 
ausgebaute Verkehrsanlage nur zu zwei Drit-
teln erhoben. Das übrige Drittel trägt die 
Stadt. Die Ermäßigung darf nicht zu einer 
Mehrbelastung der übrigen Anlieger führen.

(2)	� Die Ermäßigung gemäß Absatz 1 erfolgt 
nicht für Grundstücke, die überwiegend ge-
werblich industriell oder zu Geschäfts-, Büro- 
und Verwaltungszwecken genutzt werden.

§ 8 
Kostenspaltung

Die Stadt kann gesondert und ohne Bindung an 
eine bestimmte Reihenfolge den Straßenausbau-
beitrag erheben für
	 1.	 den notwendigen Grunderwerb,
	 2.	� die Freilegung der öffentlichen Einrich-

tung,
	 3.	� die Fahrbahn oder die Mischverkehrsflä-

che,
	 4.	 den Radweg,
	 5.	 den Gehweg,
	 6.	 den gemeinsamen Geh- und Radweg,
	 7.	 die Oberflächenentwässerung,
	 8.	 die Beleuchtung,
	 9.	 die Parkflächen,
	 10.	 die unselbständigen Grünanlagen.

§ 9 
Abschnittsbildung

Die Stadt kann den Aufwand für einen selbständig 
nutzbaren Abschnitt einer Verkehrsanlage selb-
ständig ermitteln und refinanzieren.

§ 10 
Beitragspflichtige

(1)	� Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Be-
kanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit ei-
nem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Ei-
gentümers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig. Ist das Grundstück mit einem dingli-
chen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch in der jeweils gültigen Fassung belastet, so 
ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses 
Rechts beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflich-
tige haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- 
und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur entsprechend ihres Mit-
eigentumsanteils beitragspflichtig.

(2)	� Für Grundstücke und Gebäude, die im Grund-
buch noch als Eigentum des Volkes eingetra-
gen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Verfügungsberechtigte im Sinne von § 8 
Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes in 
der jeweils gültigen Fassung.

§ 11 
Entstehung, Heranziehung und Fällig-

keit des Beitragsanspruches

(1)	� Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendi-
gung der beitragsauslösenden Maßnahme.

(2)	� In den Fällen der Kostenspaltung und/oder 
Abschnittsbildung entsteht die Beitragspflicht 
mit der Beendigung der beitragsauslösenden 
(Teil-)Maßnahme und der Beschlussfassung 
des Stadtrates über vorgenannte Fälle.

(3)	� Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitrags-
pflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt.

(4)	� Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge 
werden einen Monat nach der Bekanntgabe 
des Bescheides fällig.

(5)	 Der Beitragsbescheid enthält mindestens 
	 1.	 die Bezeichnung des Beitrages;
	 2.	 den Namen des Beitragsschuldners;
	 3.	 die Bezeichnung des Grundstücks;
	 4.	 den zu zahlenden Betrag;
	 5.	� die Berechnung des zu zahlenden Betra-

ges unter Mitteilung der beitragsfähigen 
Kosten, des Gemeindeanteils und der Be-
rechnungsgrundlagen nach dieser Sat-
zung;

	 6.	 die Festsetzung des Fälligkeitstermins;
	 7.	� die Eröffnung, dass der Beitrag als öffent-

liche Last auf dem Grundstück ruht;
	 8.	� den Hinweis auf die Möglichkeit, Stun-

dung oder Erlass zu beantragen und
	 9.	 eine Rechtsbehelfsbelehrung.

§ 12 
Sonderregelungen für übergroße 

Wohngrundstücke

Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nutzung 
vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen 
werden und deren Fläche 30 v. Hundert oder 

mehr über der durchschnittlichen Grundstücksgrö-
ße von 1.082 m² liegt, also 1.406,6 m² beträgt 
oder überschreitet (übergroßes Wohngrundstück), 
werden bei der Heranziehung der Beitragspflich-
tigen, nur begrenzt wie folgt berücksichtigt.
Eine Fläche von 1.406,6 m² wird in vollem Umfan-
ge, die 1.406,6 m² übersteigende Grundstücks-
fläche wird lediglich zur Hälfte herangezogen.

§ 13 
Vorausleistung

Sobald mit der Durchführung der straßenbauli-
chen Maßnahmen begonnen worden ist, kann die 
Stadt angemessene Vorausleistungen, jedoch nur 
bis maximal zur Höhe des voraussichtlichen Bei-
trages, erheben.

§ 14 
Ablösung

Der Beitrag kann im Ganzen vor der Entstehung 
der endgültigen Beitragspflicht abgelöst werden. 
Der Ablösebetrag bestimmt sich nach der Höhe 
des voraussichtlich entstehenden Straßenausbau-
beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be-
steht nicht. Durch Zahlung des Ablösebetrages 
wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 15 
Billigkeitsregelungen

(1)	� Ansprüche aus dem Abgabenschuldverhältnis 
können ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine 
erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten 
würde, und der Anspruch durch die Stundung 
nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung 
nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie 
ganz oder zum Teil erlassen werden.

	 �Die Entscheidung über Billigkeitsmaßnahmen 
steht unter dem Vorbehalt, nach Beurteilung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit im Einzelfall 
zu sozialverträglichen Belastungen zu gelan-
gen. Für die Verwirklichung, die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Ansprüchen aus dem Abga-
beschuldverhältnis gelten die §§ 218 bis 223, 
224 Abs. 1 und 2, §§ 225, 226, 227 Abs. 1, 
§§ 228 bis 232 der Abgabenordnung in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(2)	 �Werden Grundstücke landwirtschaftlich im 
Sinne des § 201 Baugesetzbuch oder als 
Wald genutzt, ist der Beitrag so lange zinslos 
zu stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung 
der Wirtschaftlichkeit des landwirtschaftlichen 
Betriebes genutzt werden muss. Satz 1 gilt 
auch für die Fälle der Nutzungsüberlassung 
und Betriebsübergabe an Familienangehörige 
im Sinne des § 15 der Abgabenordnung. Der 
Beitrag ist auch zinslos zu stunden, solange

	 1.	� Grundstücke als Kleingärten im Sinne des 
Bundeskleingartengesetzes vom 28. Feb-
ruar 1983 (BGBl. I S. 210) in der jeweils 
gültigen Fassung genutzt werden oder

	 2.	� Grundstücke oder Teile von Grundstücken 
aus Gründen des Naturschutzes mit einer 
Veränderungssperre belegt sind.

(3)	 Begriffsbestimmungen
 	 Stundung	
	 �Die Stundung ist die Gewährung eines Zah-

lungsaufschubes, d. h. die Fälligkeit der Forde-
rung wird ganz oder teilweise hinaus gescho-
ben. Grundsätzlich gilt bei Stundungen die 
Gewährung nur unter Vorbehalt des jederzeiti-
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gen Widerrufes. Die Stundung soll in der Regel 
nur auf Antrag gewährt werden. Für die Dauer 
einer Stundung sind Zinsen zu erheben. Auf 
Zinszahlungen kann ganz oder teilweise ver-
zichtet werden, wenn auch ihre Erhebung eine 
unbillige Härte für den Schuldner bedeutet. Ein 
Erlass der Stundungszinsen erfolgt ebenfalls 
nur bei Vorlage eines begründeten Antrages.

	 Ratenzahlung
	 �Bei der Einräumung einer Ratenzahlung gilt 

analog die Verfahrensweise, wie bei der Ge-
währung von Stundungen. Bei der Ratenzah-
lung werden monatlich Zinsen fällig. Die Zinsen 
betragen 0,5 v. H. für jeden vollen Monat. In 
welcher Höhe und für welche Laufzeit die Ra-
tenzahlung erfolgen soll und kann, ist abhängig 
vom Antragsteller und seiner finanziellen Ver-
mögens- und Einkommenssituation. Persönliche 
Billigkeitsgründe sind Gründe, die sich aus den 
persönlichen wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Beitragspflichtigen ergeben. Insoweit ist in ers-
ter Linie die Bedürftigkeit des Betroffenen im 
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages maßge-
bend. Es muss also aus den vorgelegten Unter-
lagen die finanzielle Einkommens- und Vermö-
genssituation ersichtlich und nachprüfbar sein.

	 Erlass
	� Der Erlass ist eine Maßnahme, mit der auf 

einen Anspruch verzichtet wird. Durch einen 
Erlass erlischt der Anspruch. Ein Erlass ist nur 
dann möglich, wenn eine Stundung nicht in 
Betracht kommt. Für den Erlass ist in der Regel 
ein Antrag des Schuldners erforderlich. Die 
Entscheidung über den Erlass ist dem Schuld-
ner schriftlich mitzuteilen.

	 1.	 �Der Erlass kommunaler Abgaben richtet 
sich nach § 13 a Abs. 1 KAG-LSA i. V. m. 
§ 227 AO i. V. m. der dazu ergangenen 
Rechtsprechung. Danach können Abga-
benansprüche erlassen werden, wenn de-
ren Einziehung nach Lage des Einzelfalls 
unbillig wäre; unter den gleichen Voraus-
setzungen können bereits entrichtete Be-
träge erstattet oder angerechnet werden.

	 2.	� Eine Unbilligkeit im vorgenannten Sinne 
kann aus persönlichen oder auch sachli-
chen Gründen gegeben sein. Eine Unbil-
ligkeit aus persönlichen Gründen kann 
insbesondere dann vorliegen, wenn die 
Einziehung des Anspruchs zu einer Exis-
tenzgefährdung führt.

	 	� Eine Unbilligkeit aus fachlichen Gründen 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn 
die Einziehung des Anspruchs dem Sinn und 
Zweck einer Rechtsvorschrift zuwiderläuft.

§ 16 
Mitwirkungs- und Auskunftspflicht

Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, der Stadt 
alle zur Ermittlung der Beitragsgrundlage erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen, auf Verlangen geeig-
nete Unterlagen vorzulegen und jeden Eigentums-
wechsel, jede Veränderung der Grundstücksgröße 
bzw. der Anzahl der Vollgeschosse sowie jede 
Nutzungsänderung umgehend anzuzeigen.

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten

(1)	� Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG-LSA 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den 
Vorschriften dieser Satzung, insbesondere 
den Mitwirkungsvorschriften gemäß § 16, 

zuwiderhandelt, und es dadurch ermöglicht, 
Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfer-
tigte Abgabenvorteile zu erlangen.

(2)	 �Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu-
ße bis zu 10.000,00 Euro geahndet werden.

§ 18 
Sprachliche Gleichstellung

Die Personenbezeichnungen gelten jeweils in der 
weiblichen und männlichen Form.

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Neufassung der Straßenausbaubeitragssat-
zung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung ein-
maliger Beiträge für den Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsanlagen der Stadt Aschersleben (Straßen-
ausbaubeitragssatzung) vom 22. 07. 1998 in der 
Fassung der Satzung zur 8. Änderung der Satzung 
über die Erhebung einmaliger Beiträge für den Aus-
bau der öffentlichen Verkehrsanlagen der Stadt 
Aschersleben vom 17. 06. 2009 außer Kraft.

Aschersleben, den 02.12.2010

Michelmann		  Dienstsiegel
Oberbürgermeister		

Vorlage V/0238/10
 Satzung der Stadt Aschersleben über die 
Erhebung von einmaligen Beiträgen  für 

straßenbauliche Maßnahme

Der Stadtrat beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010  Satzung über die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen in der Stadt Aschersleben 
(Erschließungsbeitragssatzung).

Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in der Stadt 

Aschersleben
(Erschließungsbeitragssatzung)

Aufgrund von § 132 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. 09. 2004 (BGBl. I S. 2414) in V. m. §§ 
6, 44 Abs. 3 Ziffer 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. 08. 2009 
(GVBl. LSA S. 383), jeweils in den zur Zeit gelten-
den Fassungen, hat der Stadtrat der Stadt Aschers-
leben in seiner Sitzung am 01.12.2010 folgende 
Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten 
Aufwandes für Erschließungsanlagen erhebt die 
Stadt Aschersleben entsprechend den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge 
nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2 
Arten der Erschließungsanlagen

Beitragsfähige Erschließungsanlagen sind:

1.	� die zum Anbau bestimmten oder die für die 
nach den baurechtlichen Vorschriften gewerb-

lich zu nutzenden Flächen erforderlichen öf-
fentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.	� die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht 
befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der 
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.	� die zur Erschließung der Baugebiete notwen-
digen Sammelstraßen;

4.	� öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller 
Art sowie Grünanlagen mit Ausnahme von 
Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der 
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrs-
anlagen oder nach städtebaulichen Grund-
sätzen innerhalb der Baugebiete zu deren 
Erschließung notwendig sind;

5.	� Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch 
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungs-
anlagen sind.

§ 3 
Umfang der Erschließungsanlagen

(1)	� Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand 
für

	 1.	� Straßen, Wege und Plätze zur Erschlie-
ßung von Grundstücken in Baugebieten 
(Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB), 
ausgenommen Straßen, Wege und Plätze 
im Kern-, Gewerbe- und Industriegebiet, mit 
einer zulässigen Bebauung von

		  a)	�bis zu zwei Geschossen bis zu einer 
Breite von	� 12 m

		  b)	�über zwei Geschosse bis zu vier Ge-
schossen bis zu einer Breite von� 15 m

		  c)	�über vier Geschosse bis zu einer Breite 
von	�  18 m,

		�  wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt 
sind;

	 2.	� Straßen, Wege und Plätze zur Erschlie-
ßung von Grundstücken in Baugebieten 
(Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB), ausgenommen Straßen, Wege 
und Plätze im Kern-, Gewerbe- und Indus-
triegebiet) mit einer zulässigen Bebauung 
von

		  a) �bis zu zwei Geschossen bis zu einer 
Breite von	�  9 m

		  b)	�über zwei Geschosse bis zu vier Ge-
schossen bis zu einer Breite von� 12 m

		  c)	�über vier Geschosse bis zu einer Breite 
von	�  15 m,

		�  wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt 
sind;

	 3.	� Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, 
im Gewerbegebiet und im Industriegebiet 
(Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB) bis zu einer Breite von 24 m, 
wenn sie beidseitig und bis zu 18 m, wenn 
sie einseitig zum Anbau oder zur gewerb-
lichen Nutzung bestimmt sind;

	 4.	� Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach 
§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer 
Breite von 5 m;

	 5.	� Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 
BauGB) bis zu einer Breite von 18 m;

	 6.	� Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie 
zu Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 bis 
3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite 
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen 
nach Nr. 4 bis zu einer Breite von 2 m;
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	 7.	� Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie 
nicht Bestandteil der in Nr. 1 bis 5 genann-
ten Verkehrsanlagen sind, aber nach städ-
tebaulichen Grundsätzen innerhalb der 
Baugebiete zu deren Erschließung not-
wendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe 
der Grundstücksflächen der durch sie er-
schlossenen Grundstücke;

	 8.	� Anlagen nach § 2 Ziffer 5. Der Umfang 
dieser Anlagen wird durch eine ergänzen-
de Satzung im Einzelfall geregelt.	

(2)	� Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten 
Breiten umfassen Fahr- und Standspuren, Mo-
ped-, Rad- und Gehwege, Schrammborde 
und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen even-
tuelle Parkflächen und Grünanlagen.

(3)	� Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfasst 
nicht eventuelle Grünanlagen.

(4)	� Die in Abs. 1 Nr. 1 – 8 genannten Breiten 
sind Durchschnittsbreiten. 

(5)	� Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen 
nicht die zu den Erschließungsanlagen gehö-
renden und zu ihrer Herstellung notwendigen 
Böschungen und Stützmauern sowie die Fahr-
bahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen in der Breite ihrer 
anschließenden freien Strecken.

(6)	� Endet eine Straße mit einem Wendehammer, 
so vergrößern sich die in Abs. 1 bestimmten 
Breiten für den Bereich des Wendehammers 
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m. 

(7)	� Ergeben sich nach Abs. 1 Nr. 1 – 5 verschie-
dene Höchstbreiten, weil für die bauliche 
Nutzung der durch die Straße erschlossenen 
Grundstücke verschiedene Maße gelten, so 
ist der Aufwand für die größere Höchstbreite 
beitragsfähig.

	� Maßgebend sind die Nutzungsmaße, die 
auch der Verteilung des Erschließungsauf-
wandes (§ 8) zugrunde zu legen sind.

§ 4 
Ermittlung des beitragsfähigen  

Erschließungsaufwandes

(1)	� Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
gehören die Kosten 

	 1.	� für den Erwerb (einschließlich aufstehen-
der Bauten und Erwerbsnebenkosten) der 
für die Erschließungsanlagen benötigten 
Grundflächen; dazu gehört auch der 
Wert der von der Stadt hierfür aus ihrem 
Vermögen bereitgestellten Flächen im 
Zeitpunkt der Bereitstellung;

	 2.	� für die Freilegung der Erschließungsflä-
chen;

	 3.	� für die erstmalige Herstellung des Straßen-
körpers einschließlich des Unterbaues, der 
Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

	 4.	� für die Herstellung der Rinnen sowie der 
Randsteine;

	 5.	 für die Radwege mit Schutzstreifen;
	 6.	 für die Gehwege;
	 7.	 für die Beleuchtungseinrichtungen;
	 8.	� für die Entwässerung der Erschließungs-

anlagen;
	 9.	� für die Herstellung von Böschungen, 

Schutz- und Stützmauern;
	 10.	�für den Anschluss an andere Erschlie-

ßungsanlagen;

	 11.	�für die Übernahme von Anlagen als ge-
meindliche Erschließungsanlagen;

	 12.	�für die erstmalige Herstellung von Parkflä-
chen;

	 13.	für die Herrichtung der Grünanlagen;
	 14.	�für Anlagen zum Schutze von Baugebie-

ten gegen Schall und Umwelteinwirkun-
gen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes;

	 15.	�die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines 
durch eine beitragsfähige Maßnahme 
bewirkten Eingriffs in Natur und Land-
schaft zu erbringen sind;

	 16.	�der Beauftragung Dritter mit der Planung 
und Bauleitung.

(2)	� Der beitragsfähige Erschließungsaufwand 
umfasst auch diejenigen Kosten, die für Fahr-
bahnen der Ortsdurchfahrten klassifizierter 
Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen 
und Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie 
gegenüber ihren anschließenden freien Stre-
cken breiter hergestellt werden.

(3)	� Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für 
Erschließungsanlagen gehört im Falle einer 
erschließungsbeitragspflichtigen Zuteilung im 
Sinne des § 57 Satz 4 BauGB und des § 58 
Abs. 1 Satz 1 BauGB auch der Wert nach § 
68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

(4)	� Der beitragsfähige Aufwand wird nach den 
tatsächlich entstandenen Kosten ermittelt.

§ 5 
Art der Ermittlung des beitragsfähigen 

Erschließungsaufwandes

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann 
für die einzelne Erschließungsanlage oder für be-
stimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage er-
mittelt werden. Für mehrere Erschließungsanlagen, 
die zur Erschließung von Grundstücken eine Ein-
heit bilden, kann der Erschließungsaufwand insge-
samt ermittelt werden.

§ 6 
Anteil der Stadt am beitragsfähigen Er-

schließungsaufwand

Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwand trägt die Stadt 10 v. H..

§ 7 
Grundstück

(1)	� Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grund-
sätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtli-
chen Sinne.

(2)	� Ist ein vermessenes und im Grundbuch einge-
tragenes bürgerlich-rechtliches Grundstück 
nicht vorhanden, so gilt die von dem Beitrags-
pflichtigen zusammenhängend genutzte Flä-
che als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist 
in diesem Fall verpflichtet, die Grundstücks-
größe nachprüfbar, insbesondere durch amt-
liche Dokumente, nachzuweisen.

§ 8 
Verteilung des umlagefähigen  

Erschließungsaufwands

(1)	� Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand 
wird nach Abzug des Anteils der Stadt (§ 6) 
auf die durch die einzelne Erschließungsanla-
ge, durch bestimmte Abschnitte einer Erschlie-
ßungsanlage oder im Falle der zusammenge-

fassten Aufwandsermittlung durch die eine 
Erschließungseinheit bildenden Erschließungs-
anlagen erschlossenen Grundstücke (berück-
sichtigungspflichtige Grundstücke) verteilt. 
Die Verteilung des Aufwandes auf diese 
Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflä-
chen, die sich für diese Grundstücke aus der 
Vervielfachung der maßgeblichen Grund-
stücksfläche mit den nach § 9 maßgeblichen 
Nutzungsfaktoren ergeben.

(2)	� Als maßgebliche  Grundstücksfläche gilt bei 
Grundstücken, 

	 1.	� die insgesamt oder teilweise im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplanes und mit 
der Restfläche innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks, wenn es 
baulich oder gewerblich nutzbar ist;

	 2.	� die über die Grenzen des Bebauungspla-
nes in den Außenbereich hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungspla-
nes, wenn für diese darin eine bauliche 
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

	 3.	� die im Bereich einer Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB liegen, und bei Grundstü-
cken, die über die Grenzen einer solchen 
Satzung hinausreichen, die Fläche im Sat-
zungsbereich;

	 4.	� für die kein Bebauungsplan und keine Sat-
zung nach § 34 BauGB Abs. 4 BauGB 
besteht und die nicht unter Nr. 6 fallen,

		  a) �wenn sie insgesamt innerhalb des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 
34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks,

		  b) �wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im 
Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilwei-
se im Außenbereich (§ 35 BauGB) lie-
gen, die Fläche des Grundstücks zwi-
schen der Erschließungsanlage und ei-
ner Linie, die in einem gleichmäßigen 
Abstand von 50 m zu ihr verläuft; bei 
Grundstücken, die nicht an die Erschlie-
ßungsanlage angrenzen der lediglich 
durch einen zum Grundstück gehören-
den Weg mit ihr verbunden sind, die 
Fläche zwischen der der Erschließungs-
anlage zugewandten Grundstücksseite 
und einer Linie, die in einem gleichmäßi-
gen Abstand von 50 m zu ihr verläuft;

	 5.	� die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. 
b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind, die Fläche 
zwischen der Erschließungsanlage bzw. 
im Fall von Nr. 4 lit. b) der der Erschlie-
ßungsanlage zugewandten Grundstücks-
seite und einer Linie hierzu, die in dem 
gleichmäßigen Abstand verläuft, der der 
übergreifenden Bebauung oder gewerbli-
chen Nutzung entspricht;

	 6.	� die nicht baulich oder gewerblich, son-
dern nur in vergleichbarer Weise (z. B. 
Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibä-
der, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder 
innerhalb des im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteils so genutzt werden, die Ge-
samtfläche des Grundstücks.

§ 9 
Nutzungsfaktoren

(1)	� Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berück-
sichtigungspflichtigen Grundstücken, die bau-
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lich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch 
die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.

	� Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind 
Geschosse von Gebäuden, deren Deckeno-
berfläche im Mittel mehr als 1,60 m über 
die Geländeoberfläche hinausragt und die 
über mindestens zwei Drittel ihrer Grundflä-
che eine lichte Höhe von mindestens 2,30 
m haben. Zwischendecken oder Zwischen-
böden, die unbegehbare Hohlräume von 
einem Geschoss abtrennen, bleiben unbe-
rücksichtigt.

	� Kirchengebäude werden stets als eingeschos-
sige Gebäude behandelt. Besteht im Einzel-
fall wegen der Besonderheiten des Bauwerks 
in ihm kein Vollgeschoss i. S. der vorgenann-
ten Bestimmung, so werden bei gewerblich 
oder industriell genutzten Grundstücken je 
vollendete 3,50 m und bei allen in anderer 
Weise baulich genutzten Grundstücken je 
vollendete 2,30 m Höhe des Bauwerks (Trauf-
höhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2)	� Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollge-
schoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Vollge-
schoss um 0,25.

(3)	� Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils be-
zogen auf die in § 8 Abs. 2 bestimmten Flä-
chen – bei Grundstücken,

	 1.	� die ganz oder teilweise im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplanes liegen (§ 8 
Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2),

		  a) �die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschos-
se;

		  b) �für die im Bebauungsplan statt der Zahl 
der Vollgeschosse die Höhe der bauli-
chen Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, 
Gewerbe, Industrie- und Sondergebie-
ten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die 
durch 3,5 und in allen anderen Bauge-
bieten die durch 2,3 geteilte höchstzu-
lässige Gebäudehöhe, wobei bei 
Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und 
bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zah-
len aufgerundet wird;

		  c) �für die im Bebauungsplan weder die 
Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen, sondern nur 
eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die 
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Bau-
massenzahl, wobei bei einer Bruchzahl 
bis 0,49 abgerundet und bei einer 
Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen 
aufgerundet wird;

		  d) �auf denen nur Garagen, Stellplätze 
oder eine Tiefgaragenanlage errichtet 
werden dürfen, die Zahl von einem 
Vollgeschoss je Nutzungsebene;

		  e) �für die im Bebauungsplan gewerbliche 
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt 
ist, die Zahl von einem Vollgeschoss;

		  f) �für die im Bebauungsplan industrielle 
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 
die Zahl von zwei Vollgeschossen;

		  g) �für die in einem Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch die 
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die 
Baumassenzahl bestimmt ist, der in der 
näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhan-
dene (§ 34 BauGB) Berechnungswert 
nach lit. a – c);

	 2.	� auf denen die Zahl der Vollgeschosse 
nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) – g) oder die 
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die 
Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. c) 
überschritten wird, die tatsächlich vorhan-
dene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich 
nach der tatsächlich vorhandenen Bebau-
ung ergebenden Berechnungswerte nach 
Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

	 3.	� für die kein Bebauungsplan besteht, die 
aber ganz oder teilweise innerhalb des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles lie-
gen (§ 8 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4), wenn 
sie

		  a) �bebaut sind, die höchste Zahl der tat-
sächlich vorhandenen Vollgeschosse;

		  b) �unbebaut sind, die Zahl der in der nä-
heren Umgebung überwiegend vor-
handenen Vollgeschosse.

(4)	� Der sich aus Abs. 2 i. V. m. Abs. 3 ergebende 
Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit

	 1.	� 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines 
tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) 
oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a 
BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO), 
Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder Son-
dergebietes i. S. von § 10 BauNVO oder 
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung 
innerhalb eines Bebauungsplangebietes 
überwiegend gewerblich oder überwie-
gend in einer der gewerblichen Nutzung 
ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, 
Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Pra-
xen für freie Berufe) genutzt wird;

	 2.	� 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines 
tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) 
oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewer-
begebietes (§ 8 BauNVO), Industriege-
bietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes i. S. von § 11 BauNVO liegt.

		�  Die vorstehenden Regelungen zu Nr. 1 
und Nr. 2 gelten nicht für die Abrechnung 
von selbständigen Grünanlagen.

(5)	� Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berück-
sichtigungspflichtigen Grundstücken, die 
nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in 
vergleichbarer Weise (§ 8 Abs. 2 Nr. 6) nutz-
bar sind oder innerhalb des im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils so genutzt werden, 
beträgt 0,5.

§ 10 
Grundstücke an mehreren  

Erschließungsanlagen

(1)	� Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähi-
ge Erschließungsanlagen i. S. von § 127 Abs. 
2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, sind zu 
jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

(2)	� Sind solche Grundstücke nach den Festset-
zungen eines Bebauungsplanes nur für 
Wohnzwecke bestimmt oder werden sie au-
ßerhalb von Bebauungsplangebieten nur für 
Wohnzwecke genutzt, so wird die nach § 8 
Abs. 2 i. V. m. § 9 ermittelte und bei der Ver-
teilung nach § 8 Abs. 1 zu berücksichtigende 
Nutzfläche dann nur zu 2/3 in Ansatz ge-
bracht, wenn es sich bei den beitragsfähigen 
Erschließungsanlagen um mehrere Erschlie-
ßungsanlagen gleicher Art handelt.

(3)	 Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn

	 1.	� für das Grundstück § 9 Abs. 4 Nr. 1 oder 
Nr. 2 anzuwenden ist;

	 2. �Erschließungsbeiträge für die weitere Er-
schließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2 
BauGB nach geltendem Recht nicht erho-
ben worden sind und auch künftig nicht 
erhoben werden.

§ 11 
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge 
kann der Erschließungsbeitrag selbständig erho-
ben werden für 

1.	 den Erwerb der Erschließungsflächen,
2.	 die Freilegung der Erschließungsflächen,
3.	 die Herstellung der Fahrbahn,
4.	� die Herstellung der Gehwege oder eines von 

ihnen,
5.	� die Herstellung der Radwege oder eines von 

ihnen,
6.	� die Herstellung kombinierter Rad- und Geh-

wege oder eines von ihnen,
7.	� die Herstellung der Entwässerungseinrichtun-

gen,
8.	 �die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen,
9.	 die Herstellung der Parkflächen,
10.	 die Herstellung der Grünanlagen,
11.	 die Herstellung der Mischverkehrsflächen.

§ 12 
Merkmale der endgültigen Herstellung 

von Erschließungsanlagen

(1)	� Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und 
Wohnwege sowie Sammelstraßen (Anlagen 
nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind 
endgültig hergestellt, wenn 

	 1.	� sie an eine dem öffentlichen Verkehr die-
nende Straße angeschlossen sind,

	 2.	 die Stadt Eigentümerin ihrer Flächen ist,
	 3.	� die Beleuchtungs- und Entwässerungsein-

richtungen vorhanden sind,
	 4.	� die flächenmäßigen Bestandteile der Er-

schließungsanlage gemäß dem Baupro-
gramm hergestellt sind und

	 5.	� die fertig gestellten Erschließungsanlagen 
zum Zwecke des öffentlichen Verkehrs ge-
widmet sind.

(2)	 Dabei sind hergestellt
	 1.	� Fahrbahn, Geh- und Radwege (einzeln 

oder kombiniert) sowie Mischflächen 
(Kombination aus Fahrbahn und Gehweg 
ohne Abgrenzung untereinander), wenn 
sie einen tragfähigen Unterbau und eine 
Decke aus Pflaster, Asphalt, Teer, Beton 
oder einem ähnlichen Material neuzeitli-
cher Bauweise aufweisen,

	 2.	 �die Fußwege und Wohnwege, wenn sie ei-
ne Befestigung mit Platten, Pflaster, Asphalt, 
Teer, Beton oder einem ähnlichen Material 
neuzeitlicher Bauweise erhalten haben,

	 3.	� die Entwässerungsanlagen, wenn die 
Straßenrinnen, die Straßeneinläufe oder 
die sonst zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Einrichtun-
gen betriebsfertig hergestellt sind,

	 4.	� die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine 
der Größe der Anlage und den örtlichen 
Verhältnissen angepasste Anzahl von Be-
leuchtungskörpern hergestellt ist.
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(3)	� Park- und Grünflächen sind endgültig herge-
stellt, wenn sie eine Verbindung zum öffentli-
chen Straßennetz haben, die Stadt Eigentü-
merin ihrer Flächen ist und

	 1.	� die Parkflächen die in Abs. 2 Nr. 1, 3 und 
4 aufgeführten Herstellungsmerkmale auf-
weisen,

	 2.	� die Grünflächen gärtnerisch gestaltet 
sind.

(4)	� Durch gesonderte Satzung können im Einzel-
fall die Bestandteile und Herstellungsmerkma-
le einer Erschließungsanlage abweichend 
von Abs. 1 bis Abs. 3 festgelegt werden.

§ 13 
Entstehung der Beitragspflicht

(1)	� Die Beitragspflicht entsteht mit der endgülti-
gen Herstellung der Erschließungsanlage (§ 
133 Abs. 2 BauGB).

(2)	� In den Fällen der Kostenspaltung entsteht die 
Beitragspflicht mit Abschluss der Maßnahme, 
deren Aufwand durch den Teilbetrag gedeckt 
werden soll und der Anordnung der Kosten-
spaltung durch Beschluss des Stadtrates.

(3)	� Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnit-
ten einer Erschließungsanlage entsteht die Bei-
tragspflicht mit der Beendigung der Abschnitts-
maßnahme und der Anordnung der Abschnitts-
bildung durch Beschluss des Stadtrates.

§ 14 
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anla-
gen gemäß § 2 Abs. 5 werden im Einzelfall durch 
eine ergänzende Satzung geregelt.

§ 15 
Vorausleistungen auf den Erschließungs-

beitrag

(1)	 �Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht 
noch nicht oder nicht in vollem Umfang ent-
standen ist, kann die Stadt Vorausleistungen 
auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe 
des voraussichtlichen endgültigen Erschlie-
ßungsbeitrags verlangen, wenn ein Bauvorha-
ben auf dem Grundstück genehmigt wird oder 
wenn mit der Herstellung der Erschließungs-
anlagen begonnen worden ist und die endgül-
tige Herstellung der Erschließungsanlage in-
nerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

(2)	� Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Bei-
tragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.

§ 16 
Ablösung des Erschließungsbeitrages

(1)	� In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch 
nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. Ein Rechtsan-
spruch auf Ablösung besteht nicht.

(2)	� Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist 
der für die endgültige Herstellung der Er-
schließungsanlage entstehende Erschlie-
ßungsaufwand anhand der Kosten für ver-
gleichbare Erschließungsanlagen zu ermitteln 
und nach Maßgabe der §§ 8 bis 10 auf die 
durch die Erschließungsanlage erschlossenen 
Grundstücke zu verteilen.

(3)	� Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 17 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen der Stadt Aschersle-
ben (Erschließungsbeitragssatzung) vom 22. 07. 
1998 außer Kraft.

Aschersleben, den 02.12.2010

Michelmann		  Dienstsiegel
Oberbürgermeister				  

Vorlage V/0254/10
Satzung zur 5. Änderung der Aufwands
entschädigungssatzung für die Freiwilli-

ge Feuerwehr der Stadt Aschersleben

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010 die Satzung zur 5. Änderung der Auf-
wandentschädigungssatzung für die Freiwillige 
Feuerwehr der Stadt Aschersleben.

Satzung zur 5. Änderung
der Aufwandsentschädigungssatzung

für die Freiwillige Feuerwehr der Stadt 
Aschersleben

Aufgrund der §§ 6, 33 und 44 Abs. 3 Ziffer 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
(GO LSA) vom 05. 10. 1993 (GVBl. LSA S. 568) 
in der zur Zeit geltenden Fassung sowie § 10 des 
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (BrSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. 06. 2001 (GVBl. LSA 
S. 190) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der 
Stadtrat der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung 
am 01.12.2010 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Änderungen

1.	 �§ 1 Abs. 1 Buchstabe b der Aufwandsentschä-
digungssatzung für die Freiwillige Feuerwehr 
der Stadt Aschersleben vom 05. 05. 2004 in 
der Fassung der Satzung zur 4. Änderung der 
Aufwandsschädigungssatzung für die Freiwil-
lige Feuerwehr der Stadt Aschersleben vom 
25. 03. 2009 erhält folgenden Wortlaut:

	 „b)	Stufe 2	
			   1. 	 Ortsfeuerwehr Drohndorf
			   2. 	 Ortsfeuerwehr Freckleben
			   3. 	 Ortsfeuerwehr Groß Schierstedt
			   4. 	 Ortsfeuerwehr Klein Schierstedt
			   5. 	 Ortsfeuerwehr Mehringen
			   6. 	 Ortsfeuerwehr Neu Königsaue
			   7. 	 Ortsfeuerwehr Schackenthal
			   8. 	 Ortsfeuerwehr Schackstedt
			   9. 	 Ortsfeuerwehr Westdorf
			   10. 	Ortsfeuerwehr Wilsleben
			   11. 	Ortsfeuerwehr Winningen.“

§ 2 
Inkrafttreten

Die Ziffer 1 der Satzung tritt rückwirkend zum 01. 
01. 2010 in Kraft. 

Aschersleben, den 2.12.2010

Michelmann		  Dienstsiegel
Oberbürgermeister			 

	 Vorlage V/0255/10
Satzung zur 5. Änderung der 

Satzung über die Freiwillige Feuerwehr 
der Stadt Aschersleben

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010 die Satzung zur 5. Änderung der Sat-
zung über die Freiwillige Feuerwehr der Stadt 
Aschersleben.

Satzung zur 5. Änderung
der Satzung über die Freiwillige 

Feuerwehr der Stadt Aschersleben

Aufgrund der §§ 4, 6 und 44 Abs. 3 Ziffer 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
(GO LSA) vom 05. 10. 1993 (GVBl. LSA S. 568) 
i. V. m. den §§ 1 ff., 6, 8 ff., 14 f., 18 und 20 des 
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (Brandschutzgesetz – 
BrSchG) in der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 07. 06. 2001 (GVBl. LSA S. 190) in den je-
weils geltenden Fassungen hat der Stadtrat der 
Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 
01.12.2010 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Änderungen

Die Satzung über die Freiwillige Feuerwehr der 
Stadt Aschersleben vom 05.05.2004, in der Fas-
sung der Satzung zur 4. Änderung der Satzung 
über die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Aschers-
leben vom 25.03.2009, wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut:
	� „Die Feuerwehr besteht in den räumlich getrenn-

ten Ortsteilen aus folgenden Ortsfeuerwehren:
		  a)	 Aschersleben,
		  b)	 Drohndorf,
		  c)	 Freckleben,
		  d)	 Groß Schierstedt,
		  e)	 Klein Schierstedt,
		  f)	 Mehringen,
		  g)	 Neu Königsaue,
		  h)	 Schackenthal,
		  i)	 Schackstedt,
		  j)	 Westdorf,
		  k)	 Wilsleben, 
		  l)	 Winningen.“

2.	 § 1 Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut:
	� „Die Ortsfeuerwehren führen die Bezeichnung: 
		  a)	 Ortsfeuerwehr Aschersleben,
		  b)	 Ortsfeuerwehr Drohndorf,
		  c)	 Ortsfeuerwehr Freckleben,
		  d)	 Ortsfeuerwehr Groß Schierstedt,
		  e)	 Ortsfeuerwehr Klein Schierstedt,
		  f)	 Ortsfeuerwehr Mehringen,
		  g)	 Ortsfeuerwehr Neu Königsaue,
		  h)	 Ortsfeuerwehr Schackenthal,
		  i)	 Ortsfeuerwehr Schackstedt,
		  j)	 Ortsfeuerwehr Westdorf,
		  k)	 Ortsfeuerwehr Wilsleben,
		  l)	 Ortsfeuerwehr Winningen.“

3.	 § 4 Abs. 1erhält folgenden Wortlaut:
	 �„Voraussetzung für die Aufnahme von Bewer-

bern in den aktiven Dienst der Feuerwehr sind:
	 1.	� Vollendung des 18. Lebensjahres aber 

noch nicht des 65. Lebensjahres,
	 2.	� gesundheitliche Geeignetheit für den Feuer-

wehrdienst, gegebenenfalls ist diese durch 
eine ärztliche Bescheinigung nachzuwei-
sen und
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	 3.	 persönliche Geeignetheit.“

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2010 
in Kraft.

Aschersleben, den 02.12.2010

Michelmann		  Dienstsiegel
Oberbürgermeister				  

Vorlage V/0249/10
1. Fortschreibung der Mittelfristigen 

Schulentwicklungsplanung des 
Salzlandkreises 2009/10 bis 2013/14

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010, dass die Stadt Aschersleben zum 
Entwurf der 1. Fortschreibung der mittelfristigen 
Schulentwicklungsplanung des Salzlandkreises 
2009/10 bis 2013/14 wie folgt Stellung nimmt: 
1.	� Der Salzlandkreis wird aufgefordert die Schul-

bezirke innerhalb der Stadt Aschersleben für 
die Sekundarschulen freizugeben.

2.	� Zwischen der Stadt Aschersleben und dem 
Salzlandkreis ist eine Vereinbarung gem.   § 
66 Abs. 2 SchulG abzuschließen, die die Auf-
nahme von Schülern aus dem Gebiet des je-
weils anderen Schulträgers ermöglicht.

3.	� Im Übrigen wird der 1. Fortschreibung der Mittel-
fristigen Schulentwicklungsplanung des Salzland-
kreises 2009/2010 bis 2013/14 zugestimmt.

Vorlage V/0271/10
Überprüfung der Rechtmäßigkeit von 
Zusammenschlüssen von Aufgaben- 
trägern der Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010, dass der Oberbürgermeister ermäch-
tigt wird, mit allen rechtlich zur Verfügung stehen-
den Mitteln gegen den zwangsweisen Zusammen-
schluss mit einem anderen Verband bzw. einer 
zwangsweisen Eingliederung in einen anderen 
Verband vorzugehen. 

Vorlage V/0272/10
Verfassungsmäßigkeit Zensusausfüh-

rungsgesetz Sachsen-Anhalt

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010, dass der Oberbürgermeister ermäch-
tigt wird, mit allen rechtlich zur Verfügung stehen-
den Mitteln  gegen das Ausführungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt zum Zensusgesetz 2011 
(Zensusausführungsgesetz Sachsen-Anhalt – Zen-
susAG LSA) vorzugehen.

Vorlage V/0250/10
Ausbaubeschluss – Neubau des 

Drosselweges Straßenbau und Straßen-
beleuchtung

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010:
1.	� Die Straße einschließlich Entwässerungsanla-

ge und die Straßenbeleuchtungsanlage im 
Drosselweg zu errichten.

2.	� Die Umlage der Herstellungskosten auf die 
Beitragspflichtigen erfolgt entsprechend der 
gültigen Erschließungsbeitragssatzung in 2 
Abrechnungsabschnitten.

3.	� Es werden Vorausleistungen in Höhe von 50 % 
der Bauleistungen nach Beginn des Bauvorha-
bens erhoben.

Vorlage V/0264/10
Straßenbaumaßnahme Brücken 

„Heinrichstraße“ – Rückzahlung von 
Zuwendungen

Der Stadtrat  beschloss in seiner Sitzung am 
01.12.2010, dass die Rückzahlung der Zuwen-
dung in Höhe von 452.871,77 Euro aus der der 
Haushaltsstelle 6300/9810 (Rückzahlung nicht 
verbrauchter Fördermittel aus Vorjahren) erfolgt.
Zur Deckung der überplanmäßigen Ausgabe in 
Höhe von 420.042,82 € wird die Haushaltsstelle 
6151/9453 (Baumaßnahmen nach Förderpro-
gramm „Aktive Stadt“) herangezogen. 

Aufgrund des Änderungsantrags 
des Oberbürgermeisters zu den 

Anträgen 20/10 und 21/10 erhält 
das Leitbild der Stadt Aschersleben 

folgenden Wortlaut: 

Aschersleben, die älteste Stadt Sachsen-Anhalts, 
wird sich im Jahr 2020 auf einer Fläche von 156 
km2, mit 25.000 Einwohnern erstrecken und aus 
der Kernstadt und elf Ortsteilen bestehen.

Die Stadt ist als Mittelzentrum durch Industrie, 
Landwirtschaft, Handel und ein hervorragendes 
Bildungsangebot geprägt.

Neben der Erfüllung der Gebietsänderungsverträ-
ge stehen der gezielte, möglichst sparsame Um-
gang mit den Ressourcen (Menschen, Flächen, 
Energie, Finanzen) und die Verbesserung der Le-
bensqualität im Sinne einer familienfreundlichen 
Bürgergesellschaft im Mittelpunkt der städtischen 
Aktivitäten.

Der Stadtrat im Dezember 2010

Öffentliche Bekanntmachung
Aufforderung zur Anmeldung der 
im Schuljahr 2012/2013 erstmals 
schulpflichtig werdenden Kinder

Die Stadt Aschersleben, einschließlich der zum 
Stichtag 01.01.2011 zu ihr gehörenden Ortschaf-
ten, bittet die Eltern aller Kinder, die bis zum 30. 
Juni 2012 das sechste Lebensjahr vollendet ha-
ben, die Anmeldung des Kindes bis zum 01. 
März 2011 in einer Grundschule in der Stadt 
Aschersleben vorzunehmen.

Das anzumeldende Kind ist von den Erziehungs-
berechtigten persönlich vorzustellen.

Bei der Anmeldung ist die Geburtsurkunde des 
Kindes oder das Familienstammbuch vorzulegen.

Schütze
Amtsleiter

Bekanntmachung der Stadt 
Aschersleben über die Sprechzeiten der 

Schiedsstellen der Stadt Aschersleben

Für die Schiedsstellen der Stadt Aschersleben wer-
den die Sprechzeiten und die Tagungsorte für das 
Jahr 2011 wie folgt festgelegt:

Januar 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungs-
zimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 11. 01. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 25. 01. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Februar 2011, Rathaus, Markt 1, Sit-
zungszimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 01. 02. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 22. 02. 2011	

16:00–17:00 Uhr

März 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungs-
zimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 01. 03. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 29. 03. 2011	

16:00–17:00 Uhr

April 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungs-
zimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 05. 04. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 26. 04. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Mai 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungszim-
mer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 03. 05. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 31. 05. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Juni 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungs-
zimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 07. 06. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 28. 06. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Juli 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungszim-
mer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 05. 07. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 26. 07. 2011	

16:00–17:00 Uhr

August 2011, Rathaus, Markt 1, Sitzungs-
zimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 02. 08. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 30. 08. 2011	

16:00–17:00 Uhr

September 2011, Rathaus, Markt 1, Sit-
zungszimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 06. 09. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 27. 09. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Oktober 2011, Rathaus, Markt 1, Sit-
zungszimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 04. 10. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 25. 10. 2011	

16:00–17:00 Uhr
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November 2011, Rathaus, Markt 1, Sit-
zungszimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 01. 11. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 29. 11. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Dezember 2011, Rathaus, Markt 1, Sit-
zungszimmer III
Schiedsstelle I	� Dienstag	 06. 12. 2011	

16:00–17:00 Uhr
Schiedsstelle II	� Dienstag	 20. 12. 2011	

16:00–17:00 Uhr

Änderungen, sowie weitere Termine, werden im 
Amtsblatt der Stadt Aschersleben veröffentlicht.

Aschersleben, den 05. 11. 2010

Michelmann		  Dienstsiegel
Oberbürgermeister	

  Bekanntmachung der Stadt 
Aschersleben über die örtlichen 

Zuständigkeiten der
Schiedsstellen der Stadt Aschersleben

(unveränderte Information)

Die Schiedsstelle I ist für alle nördlich der Bahn-
linie Halle-Halberstadt liegenden Straßenzüge 
der Stadt Aschersleben sowie für die Ortsteile 

Groß Schierstedt, Klein Schierstedt, Neu König-
saue, Schackenthal, Schackstedt, Wilsleben und 
Winningen der Stadt Aschersleben zuständig.
Die Schiedsstelle II ist für alle südlich der Bahn-
linie Halle-Halberstadt liegenden Straßenzüge 
der Stadt Aschersleben sowie für die Ortsteile 
Drohndorf, Freckleben, Mehringen und Westdorf 
der Stadt Aschersleben zuständig.
Änderungen der Zuständigkeiten werden im Amts-
blatt der Stadt Aschersleben veröffentlicht.

Aschersleben, den 05.11.2009

Michelmann		  Dienstsiegel
Oberbürgermeister			 

Fortsetzung von Seite 1
Diesmal führt die Fahrt zum neuen P+R-Platz nörd-
lich des Bahnhofs mit dem im Rahmen der LAGA 
errichteten Fußgängertunnel, weiter über die Staß-
furter Höhe zur 3. Erweiterung des Gewerbege-
bietes „Güstener Straße“. Außerdem liegen der 
neue Sozialtrakt des 1. FC Aschersleben, der Hort 
der Luisenschule, das Bildungszentrum Bestehorn-
park und die Grundschule Pfeilergraben an der 
Busstrecke. Schließlich fahren die Busse in die Ort-
schaften Mehringen und Drohndorf, wo in der 

letzteren die Straßen Am Schmiedeplatz und Was-
serteich grundhaft ausgebaut wurden. 

Im vergangenen Jahr fand der Tag der offenen Tür 
erstmalig am Nachmittag statt. Das Interesse war 
ungebrochen und eine Umfrage unter den Gästen 
hatte ergeben, dass sie den Termin favorisieren. 
Also starten die Busse auch am 9. Januar 2011 um 
14.00 Uhr am Busbahnhof (ZOB). 

Um 16.00 Uhr Uhr hält Oberbürgermeister Andre-

as Michelmann im Großen Saal des Bestehornhau-
ses eine kurze Rückschau auf die Ereignisse des 
vergangenen Jahres und gibt einen Ausblick auf 
die zukünftigen Vorhaben der Stadt. Im Anschluss 
stellt der Geschäftsführer der Landesgartenschau 
Aschersleben 2010 GmbH, Jürgen Herzog, das 
Nachnutzungskonzept für die LAGA-Flächen vor. 

Für die musikalische Unterhaltung sorgen wieder 
die Einetaler Blasmusikanten und für das leibliche 
Wohl gibt es Kaffee und Kuchen. 

Anlässlich des Tages der offenen Tür am 9. Januar 
2011 öffnet die neue Tourist-Information der Stadt 
Aschersleben in den Räumen des Bestehornhauses 
ihre Tore. Leiterin Claudia Kepke, Kollegin Gabi 
Klotz  sowie Mitarbeiter aus dem Rathaus erwar-
ten die Besucher ab 14.00 Uhr mit Glühwein und 
Musik. Die Tourist-Information ist ab dem 1. Januar 
2011 ein Teil der Aschersleber Kulturanstalt (AÖR), 
unter deren Dach dann auch der Zoo, das Beste-
hornhaus, das Museum, das Kriminalpanoptikum 
und die Parks der Landesgartenschau angesiedelt 
sind. 
 
Leistungen der Tourist-Information:
•	 �Informationen über Aschersleben und 
	 Umgebung
•	 Unterkunftsvermittlung
•	 �Kartenvorverkauf für ausgewählte 
	 Kulturveranstaltungen
•	 Stadt- und Parkführungen
•	 �Organisation von Tages- und Wochenend-
	 ausflügen
•	 Souvenirs
•	 Bücher

•	 Rad- und Wanderkarten
•	 Harzer Wandernadel

Öffnungszeiten:
Montag bis Freitag	 10–18 Uhr
Samstag	 10–13 Uhr
Sonntag und Feiertag	 geschlossen

Im Sommer sind andere Öffnungszeiten ange-
dacht.

Hecknerstraße 6
06449 Aschersleben
info@aschersleben-tourismus.de
www.aschersleben-tourimus.de

Der Verkehrsverein in der Taubenstraße 6 mit dem 
Kartenvorverkauf ist noch bis zum 31. Dezember 
2010 geöffnet. In der ersten Januarwoche sind 
Tickets nur direkt beim Veranstalter bzw. in den 
Veranstaltungshäusern zu erwerben bzw. zurück-
zugeben. Ab dem 10. Januar 2011 ist die Tourist-
Information in der Hecknerstraße 6 die neue An-
laufstelle für Eintrittskarten.  

Puhdys Akustik Tour 
2010 / 2011 in der 

Ballhaus Arena
Die Puhdys akustisch? Da gibt es viele Lieder neu 
zu entdecken – die Titelliste umfasst über 25 
Songs – und man wird feststellen können, welches 
Potenzial in vielen von ihnen steckt. In dieser neu-
en Form wird daher so manches Kleinod wieder 
entdeckt und es kommen einige Songs zu Gehör, 
die nicht bei den großen Open-Air-Konzerten zu 
hören sind. Eine Entdeckung für alle, die glauben, 
schon alles von den PUHDYS zu kennen. Schnell 
Karten sichern, bevor es zu spät ist. 

Veranstaltungsort: Ballhaus Arena Aschersleben  
Datum: Montag, 27. Dezember 2010
Uhrzeit: 20:00 Uhr

Ü30 Weihnachtparty im Ballhaus –  
Kult der 80er und 90er

Freunde treffen und feiern wie früher - das ist das 
Motto der 80er und 90er Jahre Party am 25. 
Dezember, dem 1. Weihnachtsfeiertag, in der 
Aschersleber Ballhaus Arena. Für eine Nacht lebt 
die geballte Ladung der 80er und 90er-Musik in 

Aschersleben wieder auf, von NENA bis HAD-
DAWAY… Radio Brocken DJ PCee wird für eine 
stets volle Tanzfläche sorgen. Freuen Sie sich auf 
einen schönen Abend mit netten Leuten, viel Musik 
und leckeren Cocktails. Einlass ab 20.30 Uhr

Busse rollen wieder zum Tag der offenen Tür 

Neue Tourist-Information öffnet 
am 9. Januar 2011 
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Veranstaltungstipps 
■	 �Bestehornhaus

31.12.2010 – 16.00 und 19.00 Uhr 
„Dinner for One“ 
der Silvester-Theater-Spaß 
für die ganze Familie

01.01.2011 – 11.00 Uhr 
Neujahrskonzert  
mit der Kammerphilharmonie  
Ascania Aschersleben

09.01.2011 – 14.00 Uhr
Eröffnung der Tourist-Information

09.01.2011 – 16.00 Uhr 
Tag der offenen Tür  
der Stadt Aschersleben
Vorträge im Bestehornhaus

30.01.2011 – 15.00 Uhr 
Kaffee im Café

25.02.2011 – 16.00 Uhr 
Das Große Ladiner Fest

27.02.2011 – 15.00 Uhr 
Kaffee im Café

07.03.2011 – 17.17 Uhr 
Seniorenfasching  
der Stadt Aschersleben

08.03.2011 – 19.00 Uhr
Kabarett zum Frauentag

11.03.2011 – 19.30 Uhr
„Die Orienttour“ –
DiaShow mit Weltenbummler 
Thomas Meixner

28.03.2011 – 19.30 Uhr 
Mark Benecke „Herr der Maden“ -–
kriminaltechnischer Vortrag

02.04.2011 – 19.00 Uhr 
Weinfest mit dem Weingut Pitthan

■	 �Grauer Hof

18.12.2010 – 20.00 Uhr 
HISS rockt - Polka für die Welt

25.12.2010 – 21.00 Uhr 
Lucid dream Weihnachtshof 

31.12.2010
Silvester im Grauen Hof

■	 �Ballhaus

25.12.2010 – ab 19.00 Uhr 
X-Mas Ü30 Party

27.12.2010 – 
Konzert Puhdys

29.12.2010 – ab 16.00 Uhr 
2. Handball-Bundesliga
Heimspiel HC Alligators Aschersleben e.V.

31.12.2010
Silvesterparty in der Arena 

■	 �Vereinshaus Geflügelzuchtverein 
„Ascania“

18.–19.12.10 
Sonderschau Strasser-Tauben 
Gr. Sachsen-Anhalt,  
Haupsonderschau 
Englische Short Faced Tümmler

08.–09.01.2011 
Ascania-Schau des GZV Aschersleben

15.–16.01.2011 
Hauptsonderschau Stargarder Zitterhälse, 
Pommersche Schaukappen,
Ostpreußische Werfer u.v.m.

22.–23.01.2011 
Hauptsonderschau Perückentauben 
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�Das nächste Amtsblatt erscheint  
am 22. Januar 2011

Beginn: 20.00 Uhr – Eintrittskarte 38,00 Euro – 
Ballhausmitglieder zahlen 30,00 Euro

In diesem Jahr hat das Ballhaus für seine Gäste 
eine Mega-Party in der ganzen Arena geplant. Los 
geht´s um 20 Uhr mit einem riesigen Buffet und 
einer Sektüberraschung, die ihresgleichen sucht. 
Die Partyband Bartlos, die bei der letzten Silvester-
party sehr gut ankam, wird mit ihrer großen Band-
breite für Vergnügen und Stimmung sorgen. 

Als Showact bringt später eine DJ Ötzi – Double-
show als absoluter Partykracher die Arena zum 
Kochen. Das Event-Team vom Ballhaus wird auch 
bei dieser Veranstaltung die Arena in einen Par-
tytempel verwandeln und den Gästen einen unver-
gesslich schönen Abend bereiten. Da die Plätze 
begrenzt sind und dieses Event im letzten Jahr aus-
verkauft war, sollten Interessenten nicht all zu lan-
ge zögern und sich die begehrten Karten sichern. 

Silvester in der 
Ballhaus Arena

Silvester im 
Bestehornhaus

„Dinner for One“ oder 
„Der 90. Geburtstag“

Generationen haben es gesehen, ganze Familien 
sitzen am Silvestertag vor dem Fernseher, manche 
gucken gar drei bis vier Mal am 31. Dezember 
jeden Jahres auf unterschiedlichen Kanälen und 
zu unterschiedlichen Zeiten – um ja nicht zu ver-
passen, wie der trottelige und liebenswerte  Butler 
James das Tigerfell traktiert und die Lachnerven 
reizt. Völlig un-
beteiligt, aristo-
kratisch steif ist 
Miss Sophie, 
deren 90. Ge-
burtstag den 
Anlass zu dieser 
Feier gibt und 
die alle ihre 
Gäste bereits überlebt hat. Nur in ihrer Erinnerung 
existieren diese noch und dank des Einsatzes des 
treuen, aber auch dem Alkohol geneigtem und 
ebenso alten Butlers, gibt es diesen schönen Ge-
burtstag jedes Jahr und für uns jeden Silvester.
Diesen Klassiker live erleben können die Gäste des 
Silvesterabends im Bestehornhaus Aschersleben. 
Um 16.00 Uhr und um 19.00 Uhr stehen Butler 
James alias Joachim Kaps und Miss Sophie – der 
Schauspieler Jörg Kleinau auf der Bühne und zele-
brieren diesen Humor-Evergreen mit allem komödi-
antischen Details live, in Farbe und echt!
Zusätzlich können Mann/Frau und auch Kind 
nach der 16.00 Uhr Vorstellung und vor der 19.00 
Uhr Darbietung im Restaurant „Il Mondo“ das Ge-
burtstagsdinner von Miss Sophie nachserviert 
bekommen und auch genießen. Leider ohne den 
Butler und ohne das Tigerfell – aber ansonsten 
original und in vier Gängen.
Vorbestellungen sind ab sofort im Bestehornhaus 
unter 03473/ 92890 und unter bestehornhaus@
aschersleben möglich.




